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Neue Wege der Schadstoffbekämpfung 
Die Bekämpfung wassergefährdender Stoffe nach Unfällen ist eine zentrale Aufgabe des 
DWA/THW-Fachausschusses Gerätschaften und Mittel zur Abwehr von Gewässergefähr-
dungen (GMAG). Eine enge Zusammenarbeit besteht mit dem Technischen Hilfswerk 
(THW), dem Havariekommando, den Feuerwehr- und Katastrophenschutzeinrichtungen der 
Länder sowie der Wasserwirtschaft. Die Beiträge stellen Konzepte für den Einsatz von Che-
mikalien zur Ölbekämpfung vor und Erfahrungen aus Übungen, an denen Bundes- und Lan-
desbehörden beteiligt waren. Der Stand der Modellentwicklung für die Schadstoffausbreitung 
wird am Beispiel der Elbe dargestellt. Weiterhin wird über Möglichkeiten zur Reduzierung 
von Schadstoffen aus dem Schiffsbetrieb und aus Anlagen gesprochen. 
 
Die Veranstaltung richtet sich an Angehörige der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung und 
















Auf dem umweltfreundlichen und kostengünstigen Seetransport werden mehr als 90 % des 
Welthandels sowie rund 20 % des deutschen Außenhandels abgewickelt. Die Gewässer der 
Nord- und Ostsee vor den deutschen Küsten gehören weltweit zu den Gebieten mit einer sehr 
hohen Verkehrsdichte, mit einem großen Transportaufkommen und schwierigen Verkehrs-
verhältnissen. Durchschnittlich 139.000 Seeschiffe laufen derzeit jährlich deutsche Seehäfen 
an. Obwohl die Anzahl von Schiffsunfällen weltweit abnimmt, vergrößern sich die mit einem 
Unfall verbundenen Risiken durch erheblich größere Schiffseinheiten und die damit verbun-
dene Zunahme transportierter gefährlicher Ladungen und Bunkerstoffe. 
Unsere Verantwortung für die Sicherheit des Seeverkehrs und den Meeresumweltschutz im 
deutschen Hoheitsbereich ist daher groß. 
 
2 Die Rolle des Bundes und der Küstenländer 
Bund und Küstenländer sind sich ihrer Verantwortung bewusst; der Bund ist auf dem Gebiet 
der Schadstoffunfallbekämpfung zuständig für den Bereich der Hohen See und die Seeschiff-
fahrtsstraßen, die Küstenländer sind zuständig für den übrigen Bereich (Küste und küstenna-
he Gewässer) und arbeiten hierzu seit 1975 eng zusammen. 
Das damals geschlossene Verwaltungsabkommen wurde zuletzt 2003 durch eine neu gefasste 
Vereinbarung abgelöst. Mit der Vereinbarung des Bundes und der Küstenländer zur Errich-
tung des Havariekommandos und der Vereinbarung des Bundes und der Küstenländer über 
die Bekämpfung von Meeresverschmutzungen (2003) wurde die gesamte Bandbreite der 
Maßnahmen bei komplexen Schadenslagen und komplexen Schadstoffunfällen im Havarie-
kommando (HK) zentralisiert. 
Die strategische Ausrichtung und die grundsätzliche Vorgehensweise des Havariekomman-
dos bei der Bekämpfung maritimer Schadenslagen sind seit 2006 in einem gemeinsamen 
Strategiekonzept des Bundes und der Küstenländer fachübergreifend dargestellt. 
Gemeinsame Maßnahmen sind in diesem Zusammenhang Vorkehrungen und Handlungen, 
die zur Erkennung und Beseitigung eines komplexen Schadstoffunfalls erforderlich sind. Sie 
erstrecken sich auf die Hohe See des Nord- und Ostseegebietes, die Küstengewässer, die See-











 Ein komplexer Schadstoffunfall ist dabei ein plötzliches Ereignis, bei dem Schadstoffe in das 
Gewässer gelangen oder zu gelangen drohen. Die Einschätzung der Situation erfolgt anhand 
feststehender Richtwerte bzw. Kriterien. 
Die eigentliche Durchführung der Bekämpfungsmaßnahmen im Rahmen der Auftragstaktik 
obliegt den dann zuständigen geräteführenden Behörden der Partner (z. B. den Wasser- und 
Schifffahrtsämtern). 
Die technischen Mittel werden auf der Grundlage eines erstmals im Jahre 1980 aufgestellten 
Systemkonzepts beschafft, das regelmäßig neuen Erkenntnissen und Erfordernissen angepasst 
wird. Aktuell befinden sich das Systemkonzept SUB 2007 und das Fachkonzept Notliege-
plätze, Notschleppen und Bergung zur Gefahrenabwehr in der Abstimmung.  
Die Zusammenarbeit auf ministerieller Ebene wird in einem Bund-Länder-Ausschuss (KOA) 
koordiniert, wobei die Ressortzuständigkeit auf Bundesebene beim Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) liegt. 
Insbesondere werden hier die Bekämpfungsstrategien, Systemkonzepte und Beschaffungs-
programme, ferner die technischen Grundsätze für Beschaffung und Betrieb und Unterhal-
tung der Fahrzeuge, Geräte, Bauten, Einrichtungen und sonstigen Ausrüstungen sowie die 
Durchführung von Schulungen, Übungen und Erprobungen abgestimmt. 
Zur Durchführung der Aufgaben wurden durch den Bund und die Küstenländer bereits ab 
dem Jahr 1981 sowohl eine Sonderstelle des Bundes (SBM / Fachbereich 4 des Wasser- und 
Schifffahrtsamts Cuxhaven) als auch eine Sonderstelle der Küstenländer (SLM) zur Bekämp-
fung von Meeresverschmutzungen in Cuxhaven eingerichtet. Diese Sonderstellen sind seit 
Januar 2003 nunmehr Kern des Havariekommandos (HK). 
Die partnerschaftliche Schadstoffunfallbekämpfung war Modell und Grundstein für die 2003 
erfolgte Gründung des Havariekommandos als gemeinsame Einrichtung von Bund und Küs-
tenländern, über welches alle Aufgaben und Einsatzkräfte und -mittel zur Vorsorge gegen 
und Schadensminderung bei komplexen Schadens- und Schadstofflagen auf See und an der 
Küste zentralisiert wurden. 
Diese Organisation der maritimen Notfallvorsorge und die damit verbundene Konzentration 
der Vorsorge im HK ist eingebunden in das System des Gemeinsamen Lagezentrums See 
(GLZ-See), das seit 1. Januar 2007 den Wirkbetrieb aufgenommen hat. 
Das GLZ-See ist unter dem Dach des Projektes Maritimes Sicherheitszentrum (MSZ) zukünf-
tig der operative Kern des Netzwerkes Deutsche Küstenwache, einer flexiblen und schlag-
kräftigen Organisation für die Seeraumüberwachung, zur Verbesserung der Gefahrenabwehr 
und des Unfallmanagements.  
 
3 Bekämpfungskapazitäten des Bundes und der Küstenländer 
Für die Schadstoffunfallbekämpfung im See- und Küstenbereich stehen insgesamt 30 Schiffe 
und Hilfsfahrzeuge zur Verfügung, die entweder speziell beschafft oder für diesen Zweck 
umgerüstet wurden. Die Schadstoffunfallbekämpfungsschiffe sind mit Einrichtungen zum 
Eingrenzen und Abschöpfen von Öl von der Wasseroberfläche und zur Aufnahme des Öls in 









Die See gebundenen Einheiten werden unterstützt durch zwei Luftüberwachungsflugzeuge, 
die insbesondere bei der sensorgestützen Erkennung von Meeresverschmutzungen unver-
zichtbare Hilfestellung leisten.  
Zu den technischen Vorsorgemaßnahmen gehören außerdem zahlreiche mobile Einsatzgeräte, 
wie z. B. Leichterungssysteme, Ölsperren, Ölabschöpfgeräte (Skimmer) und in Container 
verpacktes Arbeits- und Schutzmaterial.  
Grundsätzlich ist das Gerät dezentral an strategisch wichtigen Punkten in Depots entlang der 
Nord- und Ostseeküste stationiert und kann zum größten Teil durch Hubschrauber an andere 
Einsatzorte transportiert werden. Betrieb (Bereederung) und Unterhaltung erfolgen durch 
fachkundiges und intensiv trainiertes Personal der Wasser- und Schifffahrtsämter (WSÄ) der 




Abb. 1: Standorte der küstennahen Schadstoffunfall- und Bekämpfungsfahrzeuge sowie  
Gerätedepots 
Das Investitionsvolumen der seit 1975 von Bund und Küstenländern beschafften Schiffe, 
Flugzeuge und Geräte beträgt inzwischen mehr als 200 Mio €. Der Bund konzentriert sich 
dabei auf die Beschaffung, den Betrieb und die Unterhaltung von Fahrzeugen, Geräten und 
Einrichtungen für die Bekämpfung von Meeresverschmutzungen auf der Hohen See und die 
Seeschifffahrtsstraßen, die Küstenländer entsprechend ihrer Zuständigkeit auf den Küsten-, 
Hafen- und Strandbereich. 
Ergänzend wurden mit unterschiedlichen Stellen (wie z. B. der Bundesmarine, THW, Feuer-
wehren, Bergungsreedereien und Mineralölfirmen)  Kooperationsvereinbarungen geschlos-
sen, um alle geeigneten Kräfte bei der Bekämpfung großer Meeresverschmutzungen verfüg-
bar zu machen. 
Zu den Grundvoraussetzungen für den jederzeitigen und erfolgreichen Einsatz der Schiffe 
und Geräte gehören regelmäßige Funktionserprobungen der Spezialtechnik sowie die umfas-
sende Aus- und Fortbildung der Besatzungen. Jährlich werden etwa 70 Erprobungs- und 
Schulungseinheiten mit einem Kostenaufwand von mehr als 1 Mio. € durchgeführt. Hierzu 
gehören auch gemeinsame Übungen mit Bekämpfungsschiffen und Flugzeugen der Nachbar-










 3.1 Prinzip der Mehrzwecknutzung 
Bau, Instandhaltung und Betrieb der für die Bekämpfung von Meeresverschmutzungen vor-
gehaltenen Spezialeinheiten sind mit erheblichen Kosten verbunden. Im Interesse der Kosten-
reduzierung ist deshalb die Mehrzwecknutzung der Fahrzeuge und Geräte ein Kernelement 
des deutschen Vorsorge- und Einsatzkonzeptes zur Bekämpfung von Meeresverschmutzun-
gen. Die Spezialeinheiten sollen neben der Schadstoffunfallbekämpfung auch für andere 
Aufgaben wirtschaftlich einsetzbar sein.  
Tabelle 1 
Übersicht über Mehrzwecknutzungen von Fahrzeugen und Geräten 
Fahrzeug / Gerät Mehrzwecknutzungen 
Mehrzweckschiffe der Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung 
Schadstoffunfallbekämpfung, 
Notschleppen, Tonnenlegen, Eisbrechen, 
schifffahrtspolizeilicher Vollzug, 
verkehrsbezogener Brandschutz 
Teil der kleineren Fahrzeuge des Bundes 
und der Küstenländer 
von Dritten (Bundeswehr, Firmen) betrieben und 
privatwirtschaftlich bzw. für die eigene Aufgaben-
wahrnehmung eingesetzt (Ölentsorgung) 
Schadstoffunfallbekämpfungsgeräte zum Teil vom Technischen Hilfswerk betrieben, um 
auch bei andern Katastrophenfällen eingesetzt werden 
zu können 
Luftüberwachungsflugzeuge Nutzung der technischen Infrastruktur der Marine 
Luftprobennehmer für DWD 
Erfassung von Hinweisen zur Deichdurchfeuchtung 
 
Die Kombination von Alltagsaufgaben und Aufgaben der maritimen Notfallvorsorge der 
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung für Mehrzweckschiffe im 24 Std./7 Tage-Betrieb ma-
chen dieses Konzept nicht nur wirtschaftlich, sondern aus operativer Sicht auch für Schiff 
und Besatzung sehr vielseitig einsetzbar und leistungsfähig. 
 
Um dem besonderen Aufgabenprofil und den vielseitigen Einsatzmöglichkeiten der 
Fahrzeuge auch in der Objektbezeichnung besser gerecht zu werden, wurde die WSV-
Bezeichnung der Schiffe von Mehrzweckschiff (MZS) in Gewässerschutzschiff 
(GS) geändert. 
3.2 Luftgestützte Seeraumüberwachung 
Nachdem die Internationale Seeschifffahrtsorganisation (IMO) die Nordsee zum Sonderge-
biet nach dem Internationalen Übereinkommen zur Verhütung der Meeresverschmutzung 
durch Schiffe (MARPOL) erklärt hat, dürfen hier – wie bereits in der Ostsee – ölhaltige 
Rückstände und Gemische nur noch in ganz beschränktem Maß eingeleitet werden. Die  
Überwachung der See und die Aufdeckung unfallbedingter und illegaler Einleitungen von Öl, 










Aufklärung und Bekämpfung von Verschmutzungen durch Öl oder andere Chemikalien im 
Seegebiet vor der deutschen Küste werden federführend durch das BMVBS wahrgenommen. 
Hierzu wird das Seegebiet (insbesondere die Hauptschifffahrtsrouten) seit Mitte 1983 nach 
wechselnden Flugrouten regelmäßig aus der Luft überwacht. Die Luftüberwachung ist inte-
graler Bestandteil des Verkehrssicherheitssystems sowie des Vorsorgekonzeptes für den ma-
ritimen Umweltschutz. 
Für die luftgestützte Seeraumüberwachung der deutschen Nord- und Ostsee auf Meeresver-
schmutzungen befinden sich zurzeit zwei Luftfahrzeuge vom Typ Dornier DO 228-212 LM 
mit den taktischen Kennzeichen 57+01 und 57+04 im operationellen Betrieb beim Marine-
fliegergeschwader (MFG) 3 „Graf Zeppelin“ in Nordholz. Beide Luftfahrzeuge befinden sich 
im Eigentum des BMVBS, welches der Bundeswehr alle mit dem Betrieb der Luftfahrzeuge 
entstehenden Kosten erstattet.  
Betrieb und Unterhaltung durch die Bundesmarine ist durch eine Verwaltungsvereinbarung 
zwischen den Bundesressorts „Verteidigung“ und „Verkehr, Bau und Stadtentwicklung“ be-
stehend seit 1985, zuletzt in 2007 überarbeitet, geregelt. Diese Betriebsform wurde verlän-
gert, nachdem ein Interessenbekundungsverfahren im Juni 2004, an dem sich verschiedene 




Abb. 2: Sensorflugzeug Do228LM in Einsatz 
3.3 Satellitengestützte Seeraumüberwachung 
Im Auftrag für das BMVBS nimmt das Havariekommando in Zusammenarbeit mit der Bun-
desanstalt für Gewässerkunde seit Oktober 2003 an entsprechenden EU-Projekten  
(OCEANIDES, North Sea Demonstration, MarCoast) zur Erprobung und Validierung von 
Satellitendaten unter Nutzung der Luftüberwachung teil.  
Hierzu werden derzeit, soweit dies technisch und fliegerisch möglich ist, alle Meeresgebiete 
im deutschen Zuständigkeitsbereich kurz nach der Satellitenbildaufnahme mit einem Luft-
fahrzeug beflogen und die Ergebnisse der Satellitenbildanalyse durch die Sensorik der Luft-
fahrzeuge verifiziert. Die Ergebnisse zeigen eine Effektivitätssteigerung der Luftüberwa-











 Es hat sich aber auch gezeigt, dass die Analyse von Radar-Satellitenbildern technologisch 
allein nicht zur Überwachung auf Meeresverschmutzungen ausreichend ist und die Luftfahr-
zeuge nicht ersetzen kann. 
Die EU führt zurzeit einen Service für die zentrale Verfügbarkeit von Satellitenbildern aus 
allen Küstenmeeren der Mitgliedsländer in regelmäßigen zeitlichen Abständen und auf An-
frage ein, an dem auch Deutschland teilnimmt. Inwieweit sich ein Ausbau der Satellitensen-
sorik, punktuelle oder flächige Luftüberwachung durch unbemannte Systeme (Drohnen etc.) 
weiterentwickelt und herkömmliche Technik ablösen kann, ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
vorhersehbar. Hier müssen die Entwicklung und sich daraus ergebende Erfordernisse abge-
wartet werden. 
 
4 Internationale Zusammenarbeit  
Grundlage für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Ölverschmutzung im internationalen 
Rahmen bildet das Internationale Übereinkommen von 1990 über Vorsorge, Bekämpfung 
und Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Ölverschmutzung (OPRC-Übereinkommen) sowie 
das Bonn-Abkommen (Nordsee) und die Helsinki-Konvention (Ostsee). 
Die Zusammenarbeit der Vertragsstaaten bezüglich OPRC findet im Rahmen der Internatio-
nalen Seeschifffahrtsorganisation (IMO), einer Unterorganisation der Vereinten Nationen 
(UN) statt. OPRC wurde inzwischen auch auf andere Schadstoffe als Öl durch das „HNS- 
Protokoll“ zum OPRC-Abkommen erweitert. 
Die regionale Zusammenarbeit auf europäischer Ebene erfolgt in den Gremien der Regional-
abkommen für Nordsee und Ostsee ( BONN, HELCOM ) sowie auf der Grundlage subregio-
naler Nachbarschaftsabkommen wie DENGERNETH, SWEDENGER und dem deutsch-
polnischen Abkommen zur Zusammenarbeit bei Schiffs- und Schadstoffunfällen in der 
Pommerschen Bucht. 
Eine Zusammenarbeit mit der Europäischen Kommission findet über die Generaldirektorate 
DG Umwelt und DG Energie und Verkehr bzw. über die Europäische Maritime Sicherheits-
agentur (EMSA) statt. 
Gemeinsames Grundprinzip ist, dass jeder Küstenstaat zunächst selbst geeignete Vorsorge-
maßnahmen ergreift und entsprechende Meldeorganisationen sowie geeignete Kräfte und 
Mittel vorhält. Darüber hinaus werden die Vertragspartner verpflichtet, im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten entweder allein oder im Rahmen zwei- oder mehrseitiger Zusammenarbeit 
einen Grundbestand an dezentral gelagertem und der jeweiligen Gefahr angemessenem Gerät 
zur Bekämpfung ausgelaufenen Öls vorzuhalten. 
Alle genannten Abkommen bieten neben der Verpflichtung zur gegenseitigen Information bei 
Schiffs- und Schadstoffunfällen über die nationale Meldestelle MLZ die Möglichkeit der 
gegenseitigen schnellen Hilfeleistung durch Einsatzkräfte und -mittel. Wesentliche Voraus-
setzung dieser regionalen und/oder nachbarschaftlichen Hilfe ist die enge Zusammenarbeit in 
den entsprechenden Fachgremien auf allen genannten Ebenen und die regelmäßige Durchfüh-










4.1 Entwicklungen in der internationalen Zusammenarbeit 
Im Bereich der EU-Kommission ist mit der Ausweitung der Aufgaben der Europäischen  
Maritimen Sicherheitsagentur (EMSA) auf operative Unterstützungsaufgaben für die Mit-
gliedsstaaten bei der Bekämpfung von Ölverschmutzungen und der Konzentration des ur-
sprünglich für die Meeresverschmutzung zuständigen Zivilschutzreferats des Generaldirekto-
rats DG Umwelt auf küstenseitige Zivilschutzbelange inzwischen deutlich geworden, dass die 
seeseitige Bekämpfung von Ölverschmutzungen durch Bereitstellung von ergänzendem Ex-
pertenwissen, Satellitenüberwachung und wenige, auf Wunsch zu charternde zusätzliche Be-
kämpfungskapazitäten für den Seebereich durch die EMSA übernommen wird. 
Für die Zusammenarbeit im operativen Bereich des Nord- und Ostseeraumes ist grundsätzlich 
festzustellen, dass nach den bisherigen Erfahrungen die genannten regionalen und subregio-
nalen Abkommen vollkommen ausreichend und funktionsfähig sind und sich bei Ernstfall-
einsätzen und Übungen vielfach bewährt haben. 
 
Abb. 2: Übersicht der Zusammenarbeit bei der Bekämpfung maritimer  Meeresumweltver-
schmutzungen 
 
5 Zusammenfassung und Ausblick 
Die tragende Säule der Schadstoffunfallbekämpfung im Bereich des Ersteinsatzes auf der 
Hohen See sind die vier Gewässerschutzschiffe des Bundes. Hinzukommen sowohl im Be-
reich der Hohen See als auch im Küstenmeer einsetzbare Mehrzweck- und Spezialschiffe des 
Bundes und der Küstenländer sowie dazugehörige Ausrüstungen in den Havariedepots und 
die beiden Flugzeuge zur Luftüberwachung. 
Ziel der kommenden Jahre wird es sein, das – auch im internationalen Vergleich – hohe tech-
nische Niveau all dieser Bekämpfungskapazitäten zu erhalten sowie der technischen Entwick-
lung und den aus Echteinsätzen gewonnenen Erfahrungen anzupassen. 













International Convention for the Prevention of Marine Pollution from Ships
(MARPOL), 1973/1978
International Convention on Oil Pollution Preparedness, Response and 
Cooperation (OPRC), 1990
DG ENV:
Community civil protection mechanism
(Cooperation in the field of accidental or
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Der Bedarf an Rohöl und Ölprodukten ist weltweit ungebrochen. Der Transport über See und 
Land erfolgt durch Tankerflotten und Pipelines. Bei Unfällen können extreme Mengen an Öl 
freigesetzt werden, die zu einer gravierenden Belastung der Meeresumwelt und der betroffen-
en Küsten führen. Während schleichende Ölverschmutzungen in der Öffentlichkeit kaum 
wahrgenommen werden, sind es vor allem die spektakulären Unfälle, die ein breites Medien-
interesse finden. Große Unfälle und die dabei freigesetzten Ölmengen übersteigen oft die 
nationalen Möglichkeiten zur Bekämpfung. Hier bedarf es einer konzertierten Aktion der 
internationalen Gemeinschaft. Dem Bedarf entsprechend kommen verschiedene Bekämp-
fungssysteme zum Einsatz. Dieser Beitrag soll den Stellenwert der chemischen Ölbekämp-
fung im Kontext anderer Verfahren kurz beleuchten und berichtet über den aktuellen Stand 
einer konzeptionellen Umsetzung. 
 
2 Ölbekämpfung 
2.1 Nationale Einrichtungen und Verträge 
In Deutschland sind folgende Einrichtungen mit der Ölbekämpfung betraut: Feuerwehren, 
THW und das Havariekommando. Sie werden unterstützt durch Landesbehörden (Polizei, 
Wasserwirtschaft, Umwelt), teilweise auch durch die Wasser- und Schifffahrtsämter (WSÄ) 
des Bundes und die Privatwirtschaft (z.B. Pipelinebetreiber, Hafenbehörden). Zu diesem 
Thema wird an anderer Stelle der Vortragsveranstaltung gesondert berichtet. 
2.2 Internationale Einrichtungen und Verträge 
Große Ölunfälle überfordern oft die nationalen Ressourcen. Deshalb wurde die Zusammen-
arbeit und gegenseitige Hilfe mit anderen Ländern auf der Grundlage internationaler Verträge 
vereinbart (Bonn Agreemant, Helsinki Convention). Deutschland hat mit den Nachbarstaaten 
Niederlande, Dänemark und Schweden entsprechende Verträge geschlossen und strebt einen 
entsprechenden Vertrag mit Polen an. 
Als Einrichtung der EU berät die European Maritime Safety Agency (EMSA) mit Sitz in 
Lissabon die Küstenländer der EU und EFTA bei großen Ölunfällen. Die EMSA führt Semi-
nare durch, um Seeleute und Einsatzkräfte zu schulen. Den Einsatz von chemischen Disper-









Die EMSA hat auf der Grundlage einer Befragung im Jahr 2005 eine Bestandsaufnahme der 
nationalen Profile für den Einsatz von Dispergatoren durchgeführt und veröffentlicht  
(EMSA 2005).  
Weltweit sind zahlreiche Organisationen mit der Ölbekämpfung betraut. Stellvertretend sol-
len hier nur die International Maritime Organisation (IMO) genannt werden und das Über-
einkommen (Marpol 73/78), das 1983 in Kraft trat und die Verschmutzung der Meere durch 
Seeschiffe regelt.  
Auf privatwirtschaftlicher Ebene ist z.B. die International Tanker Owner Polltion Federation 
Ltd (ITOPF), eine Vereinigung von Tankerreedern zu nennen, die ihren Mitgliedern, be-
stimmten Versicherungsgesellschaften und anderen Gruppen, die mit Ölverschmutzungen 
befasst sind, eine breite Palette an Dienstleistungen anbietet. Dieses Angebot umfasst die 
Abwehr von Verschmutzungen, Schadensbewertung, Notfallpläne und Beratung, Übung und 
Ausbildung sowie Information. 
 
2.3 Verfahren der Ölbekämpfung 
Zur Ölbekämpfung stehen physikalische, chemische und biologische Verfahren zur Verfü-
gung. Daneben gibt es das Prinzip des "Nichts-Tuns". 
Zur physikalischen Ölbekämpfung zählt man mechanische Dispergierung, Einschlängeln, 
Aufnehmen mittels Skimmern, Bindemitteln, Mops usw., Verbrennen und Absenken des Öls. 
(Die beiden letztgenannten Maßnahmen werden in Deutschland nicht verwendet.) 
Bei der chemischen Bekämpfung werden chemische Produkte für unterschiedliche Zwecke 
eingesetzt. Auf dem Markt gibt es Dispergatoren, zur Verteilung des Öls im Wasser, Demul-
gatoren, die Wasser-in-Öl-Emulsionen aufbrechen, Herder, die ein Zusammenziehen der 
Ölfläche bewirken und damit eine mechanische Bekämpfung erleichtern, Solidifier, die das 
Öl verfestigen oder einschließen, Reinigungsmittel (shoreline cleaner) u.a.m.  
Bei biologischen Verfahren unterstützt man die natürlichen biologischen Prozesse des Ab-
baus (Bioremediation).  
Das "Nichts-Tun-Prinzip" bedeutet, dass unter Würdigung der vorliegenden Bedingungen auf 
eine aktive Bekämpfung verzichtet wird. Es beinhaltet aber Überwachung (Monitoring) und 
Weitergabe von Warnmeldungen.  
 
2.4 Chemische Ölbekämpfung 
Bei der chemischen Ölbekämpfung wird hier nur die Verwendung von Dispergatoren be-
trachtet, da dieses Verfahren die größte Bedeutung hat. Nach einem Ölunfall wird ein Teil 
des Öls durch die Wellenbewegung auf natürliche Weise im Wasserkörper verteilt (disper-
giert). Das Ausmaß der Dispergierung hängt von der Ölsorte und der Vermischungsenergie 
ab. Ölsorten mit niedriger Viskosität werden leichter dispergiert als solche mit höherer Vis-
kosität. Natürliche Dispersion findet statt, wenn die Vermischungsenergie durch Wind und 
Wellen die Oberflächenspannung an der Grenzschicht zwischen Öl und Wasser übertrifft. 










 rahmen und wieder zusammenwachsen, verbleiben die sehr kleinen Tropfen im Wasserkör-
per. Ihre Konzentration wird durch Turbulenz und Wasserströmung herabgesetzt. Daneben 
findet auch eine Aufnahme von Wassertropfen in das Öl statt. Es entstehen Wasser-in-Öl-
Emulsionen (sog. Chocolate mousse). Dispergatoren verhindern die Bildung solcher Emulsi-
onen und fördern die Bildung feindisperser Öl-in-Wasser-Emulsionen. 
Chemische, oberflächenaktive Produkte (Dispergatoren) bestehen im Wesentlichen aus einem 
Lösungsmittel und einem Tensid. Das Lösungsmittel verringert die Viskosität des Tensids 
und erleichtert das Versprühen. Außerdem wird die Mobilität verbessert. Dadurch gelangt das 
Tensid leichter an die Grenzschicht Öl/Wasser, wo es die Oberflächenspannung stark herab-
setzt. So reicht schon eine geringe Vermischungsenergie für die Tröpfchenbildung aus. Die 
Tensidmoleküle besetzen die Grenzschicht zwischen Wasser und Öl und verhindern ein er-
neutes Zusammenwachsen der Tropfen. Dadurch können stabile Öl-in-Wasser-Emulsionen 1  
erzeugt werden. Erfahrungsgemäß nimmt die Ölkonzentration im Wasser durch Turbulenz 
und Strömung innerhalb weniger Stunden stark ab.  
 
> Vorteile durch Versprühen chemischer Dispergatoren:  
Das Öl wird von der Wasseroberfläche entfernt, wodurch eine Gefähr-
dung von Seevögeln verringert wird. Das Öl haftet nicht an Oberflächen. 
Der biologische Abbau des Öls wird erleichtert. Das Anlanden von Öl an 
der Küste durch Windeinfluss wird verhindert. Die unerwünschte Bildung 
von stark wasserhaltigen Emulsionen wird verhindert. 
 
> Nachteile einer chemischen Dispergierung sind:  
Das Öl verbleibt im Wasser. Zusätzlich zum Öl werden chemische Stoffe 
in das Gewässer eingebracht. Schäden und Beeinträchtigungen für Fi-
scherei, Aquakulturen, Plankton und Bodenorganismen (Benthos) können 
nicht ausgeschlossen werden. Wegen der Alterung des Öls müssen 
Dispergatoren zeitnah versprüht werden (Ein enges Zeitfenster schränkt 
die Wirksamkeit ein.). 
 
Ein aktuelles Bekämpfungshandbuch wurde vom französischen Forschungs- und Dokumenta-




Auf dem Markt wird eine Vielzahl an Dispergatoren angeboten. Diese Produkte werden hin-
sichtlich ihrer Wirksamkeit, Ökotoxizität, biologischen Abbaubarkeit geprüft und müssen oft 
eine Reihe weiterer Kriterien (z.B. Abwesenheit gefährlicher Stoffe) erfüllen. Länder wie das 
Vereinigte Königreich oder Frankreich veröffentlichen Listen der erfolgreich geprüften Pro-
dukte. Die EMSA nennt diese Produkte ebenfalls in ihrem Inventory (EMSA 2005). Für den 
Fall, dass in Deutschland Dispergatoren benötigt werden, würde man auf die Produktlisten 
der vorgenannten Länder zurückgreifen. Eine gesonderte Prüfung findet in Deutschland nicht 
statt. 
                                                     










Dispergatoren müssen auf das Öl aufgebracht werden, um wirksam zu sein. Hierfür wurden 
Sprühsysteme für Tragflächenflugzeuge (Abb.1), Helikopter (Abb. 2) und Schiffe (Abb. 3) 
entwickelt. 
Abb. 1, 2 und 3: Sprühsysteme für Dispergatoren 
 
2.3.2 Einsatzkriterien 
Zunächst muss geklärt werden, ob die betreffende Ölsorte dispergierbar ist. Da sich die Öl-
eigenschaften durch Alterung (Weathering) oft innerhalb kurzer Zeit ändern, muss auch die-
ser Prozess beachtet werden. Die Dispergierbarkeit kann man aus der Kenntnis der Ölsorte 
folgern oder durch Untersuchung vor Ort ermitteln. Ferner kann man versuchen, Ölsorten mit 
nur wenig bekannten Eigenschaften solchen Ölen zuzuordnen, die besser bekannt sind (Ana-
logieverfahren). Die EMSA bietet hierzu eine entsprechende Software an. 
Bei vollkommen ruhiger See fehlt die Vermischungsenergie. Eine Dispergierung ist dann 
nicht möglich. Bei großen Ölmengen und hoher Schichtdicke des Öls kommt es zu einer 
Dämpfung der Wellen, wodurch ein Einsatz nicht angezeigt ist. Die Tabelle 1 zeigt diese 




Bekämpfbarkeit von Öl mit Dispergatoren  
Freigesetzte Ölmenge 
Zustand der See 
              ruhig                             mittel                             rauh 
klein 
möglich, wenn 
sofort eine hohe 
Dosierung erfolgt 
groß 
unmöglich, wegen zu  
geringer Vermischungs-
energie unmöglich, weil 
erst starke Dämp-






Wenn die Wassertiefe zu gering oder die Entfernung zu empfindlichen Küstenbereichen klein 
ist, können bodennah lebende Organismen und Pflanzen geschädigt werden. In Deutschland 
soll das Öl vorrangig mechanisch aufgenommen werden. Der Einsatz chemischer Dispergato-










 Innerhalb kürzester Zeit muss die verantwortliche Einsatzleitung eine umfassende Lage-
bewertung durchführen. Zur Bewertung wird allgemein eine Net Environmental Benefit Ana-
lysis (NEBA) gefordert. Hierunter versteht man die Abwägung zwischen ökologischem Nut-
zen und Schaden für ein betroffenes Gebiet und für eine bestimmte Zeitspanne.  
Einer Verwendung von Dispergatoren kann zugestimmt werden, wenn der zu erwartende 
Nutzen für die ökologischen Verhältnisse einer Region höher bewertet wird als die möglichen 
Nachteile. Als Grundlage können die Sensitivitätskartierungen der Nordseeküste dienen. Die 
Spezialkarten wurden vom GKSS-Forschungszentrum Geesthacht nach mehrjähriger Arbeit 




Die Fragen der Dispergatoranwendung und seine ökologischen und ökotoxikologischen Wir-
kungen wurden in Deutschland von verschiedenen Arbeitsgruppen bearbeitet. 
 
1983-1987 Arbeitskreis "Chemische Verfahren zur Bekämpfung von Meeresverschmutzun-
gen" 
Kenntnisse über Dispergatoren und andere chemische Ölbekämpfungsmittel wurden im 
Rahmen eines vom Bundesumweltministerium finanzierten F&E-Vorhabens zusammenge-
tragen. Die Berichte, Band 1 (1987) und Band 2 (1988), fassen die Befunde aus neun Einzel-
projekten zusammen und kommen zu dem Schluss, dass "Dispergatoren hinsichtlich ihrer 
Wirksamkeit und Einsatzmöglichkeit großen Beschränkungen unterliegen". Ihr Einsatz wurde 
damals nicht empfohlen. 
 
1997-1998 BMVBS-Arbeitsgruppe "Dispergatoren" 
Die Arbeitsgruppe sollte prüfen, ob neuere Erkenntnisse über Dispergatoren vorliegen, die 
eine Überarbeitung des Systemkonzepts über Maßnahmen zur Bekämpfung von Öl und ande-
ren Schadstoffen im Bereich der Bundesrepublik Deutschland erforderlich machen. Die Ar-
beitsgruppe legte im Herbst 1998 dem Bundesverkehrsministerium ihren Bericht vor.  
 
2000-2001  
Das Bundeskabinett hat am 15. März 2000 beschlossen, den Bundesverkehrsminister zu  
beauftragen, zur Bewertung und Umsetzung der Empfehlungen der Expertenkommission 
"Havarie Pallas" eine Projektorganisation unter Beteiligung der zuständigen Ressorts (in ers-
ter Linie BMI, BMJ, BMF, BMV, BMU, BMVg) einzurichten und die Küstenländer zu betei-
ligen. In dieser Projektorganisation hat das Bundesumweltministerium die Leitung der Teil-
projektgruppe 7 "Umwelt" übernommen. Die Empfehlungen 11 und 20 bis 22 der Experten-
kommission sollten bewertet werden. Hierzu wurden "Meilensteinberichte" erarbeitet, die 
von der Projektlenkung angenommen wurden. Der 2. Meilensteinbericht befasst sich mit den 
offenen Fragen der Expertenkommission zum Thema "Dispergatoren". Der Bericht ist auf der 










2005-2007 BMVBS-Arbeitsgruppe "Dispergatoren" 
Die Arbeitsgruppe prüft die Voraussetzungen für eine Einbindung der chemischen Ölbe-
kämpfung in das Strategiekonzept des Havariekommandos und legt im August 2007 ihren 
Bericht dem BMVBS und dem BMU vor. Im November 2007 wurde der Bericht im Koordi-
nierungsausschuss Schadstoffunfallbekämpfung (KOA SUB), in dem Bund und Küstenländer 
vertreten sind, beraten.  
4 Abschlussbericht der BMVBS-Arbeitsgruppe "Dispergatoren" 
Der Bericht "Konzept zum Einsatz chemischer Dispergatoren im Rahmen der Ölbekämpfung 
vor deutschen Küsten" macht Aussagen zur ökologischen Bewertung, zu Anforderungen auf 
der Grundlage internationaler Verträge, die Einbeziehung der Wirtschaft sowie die Beschaf-
fung und Vorhaltung von öldispergierenden Produkten durch nationale Stellen. Empfohlen 
wird ein kombinierter Schiffs-/Helikopter-Einsatz, da er zahlreiche Vorteile bietet. Hierzu 
zählen: 
> Fliegen in niedriger Höhe auch bei geringer Geschwindigkeit 
> Orten der Verschmutzung und punktgenaues Besprühen (spot spraying) 
> Bauliche Veränderungen sind an Helikoptern nicht erforderlich. 
> Für Helikopter werden bucket-spray-systems unterschiedlicher Größe an-
geboten. 
> Es liegen gute Erfahrungen vor (einfache Bedienbarkeit). 
> Der Nachteil der geringen Reichweite von Helikoptern lässt sich durch 
die Kombination mit Schiffen (z.B. durch Bereitstellung von Dispergato-
ren) ausgleichen. 
             
Abb. 4: Helikopter mit Sprüheinrichtung  Abb. 5 Grenzen der Dispergator- 
        anwendung vor der  
        deutschen Nordseeküste 
5 Was bleibt, was ist neu? 
Die Grenzen der Dispergatoranwendung vor der deutschen Nordseeküste waren bereits in 
früheren fachlichen Stellungnahmen (UBA 1988) beschrieben worden. Diese Einsatzbereiche 
gelten weiterhin, siehe Abb. 5. Im Rahmen des Bonn-Abkommens können chemische Disper-
gatoren bei Bedarf angefordert werden. Für die Ostsee wird eine Verwendung von Disperga-










 mit neuen Geräten und chemischen Produkten zu funktionalen Einheiten verbindet. Eine Zu-
stimmung zum Konzept und seine Realisierung erfolgen auf der Grundlage vertraglicher Ver-
einbarungen durch die zuständigen Bundes- und Landesbehörden, bzw. durch die von ihnen 
betrauten Gremien. 
 
6 Zusammenfassung und Ausblick 
Der Bericht beschreibt Wirkungweise und Einsatzgrenzen chemischer Dispergatoren für die 
Ölbekämpfung. Die BMVBS-Arbeitsgruppe Dispergatoren hat 2007 ihren Bericht "Konzept 
zum Einsatz chemischer Dispergatoren im Rahmen der Ölbekämpfung vor deutschen Küsten" 
dem BMVBS und BMU vorgelegt. Eine koordinierte Bekämpfung mit mechanischen Mitteln 
(zur Ölaufnahme) und Versprühung chemischer Mittel (zur Öldispergierung) kann im Sinne 
einer Arbeitsteilung bei komplexen Schadstoffunfällen zweckmäßig sein. Es wird empfohlen, 
die Wirtschaft stärker zu beteiligen. Die Nachbarstaaten Niederlande und Dänemark sind zu 
konsultieren und die vertraglichen Regelungen erforderlichenfalls zu ergänzen.  
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 Beurteilung der Umweltrelevanz von Chemikalien 
zur Ölbekämpfung 





Die Bewertung der Umweltrelevanz eines Einsatzes von Chemikalien bei Ölunfällen, ein-
schließlich der ökotoxikologischen Aspekte, stellt für die Umwelt-Risikobewertung einen 
Sonderfall dar; handelt es sich hierbei doch um den Versuch, die Folgen eines bereits einge-
tretenen Schadensfalls zu begrenzen und Umweltschäden zu minimieren, ohne durch die 
eingesetzten Bekämpfungs- und Gegenmaßnahmen ihrerseits weitere Belastungsquellen zu 
schaffen. Nachfolgend soll ein Überblick über eine prinzipiell mögliche Vorgehensweise 
gegeben werden, wie und auf welchen Grundlagen eine schematisierte Abwägung des Um-
weltrisikos für oder gegen den Einsatz von Chemikalien bei der Bekämpfung erfolgen könn-
te. Zusätzlich sollen Verfahren zur Bestimmung der Ökotoxizität für limnische und marine 
Bereiche kurz erläutert werden. Als Ausblick und Perspektive wird die Zusammenführung 
ökotoxikologischer, hydrologischer, meteorologischer und ökologischer Daten in einem Ex-
pertensystem diskutiert, dass im Havariefall als wissensbasierte Grundlage für die Entschei-




2 Wie kann beim Einsatz von Chemikalien eine Umweltrisiko- 
   einschätzung aussehen? 
Nimmt man hierbei eine Umweltrisikoeinschätzung nach gängigen Verfahrensweisen vor, 
sind neben dem zu definierenden Schutzziel mindestens zwei Gefährdungsszenarien zu unter-
suchen. Zunächst eine auf Expositions-Wirkungsbeziehungen basierende Abschätzung der 
Option „Nicht-Handeln“, also eine Bewertung der möglichen Folgen der Ölverschmutzung 
selbst. Des Weiteren ist eine Abschätzung der Expositions-Einwirkungs-Szenarien bei Ein-
satz der zur Ölbekämpfung vorgesehenen Chemikalien vorzunehmen, bei denen es sich 

































Abb. 1: Vorgehensweise, mit deren Hilfe die Risiken der Handlungsoption gegen die  
konservative Vorgehensweise verglichen werden kann. 
 
 
Eine genaue Definition der betroffenen Schutzgüter ist methodisch schwierig zu erzielen, da 
hierbei komplexe Fragestellungen zu beantworten sind, beispielsweise welche Arten und 
Artengemeinschaften direkt und indirekt gefährdet sind, ob die Gefahr der Verschmutzung 
von Festland besteht, welche ökologischen Aspekte zu berücksichtigen sind (z.B. Laichzeiten 
von Fischarten), in welchem Ausmaß Benthos-Lebensgemeinschaften betroffen sind usw. 
Dies alles sollte binnen möglichst kurzer Zeitspannen abgeschätzt werden können, da Ölver-
schmutzungen nur innerhalb eines engen Zeitfensters wirkungsvoll bekämpft werden können. 
 
Die Expositionsabschätzung der beiden Optionen ist bereits für den Öleintrag selbst (Exposi-
tionsabschätzung 1) nicht trivial, da sich das Öl aus mehreren zu betrachtenden Wirkstoff-
gruppen zusammensetzt. Vergleichsweise einfach erscheint eine Expositionsabschätzung für 
die Dispergatoren, jedoch sind wie später erläutert auch Mischtoxizitäten zu berücksichtigen. 
Neben Umweltparametern sind für die Abschätzung der Wirkung der zur Ölbekämpfung 
eingesetzten Chemikalien natürlich auch die eingesetzten Mengen zu betrachten, aus denen 
sich eine zu erwartende Umweltkonzentration ableiten lässt (PEC, predicted environmental 
concentration). Diese ist mit den Konzentrationen in Bezug zu setzen, bei denen aufgrund 
ökotoxikologischer Nachweisverfahren keine schädigenden Wirkungen mehr erwartet werden 













Abb. 2: Allgemeines Konzept der Chemikalienbewertung, verändert nach Prof. M. Scheringer, ETHZ, 
die auch für die Abschätzung der Umweltrelevanz von Chemikalien zur Ölbekämpfung heran-
gezogen werden kann. 
 
Bei der Beurteilung potenzieller schädlicher Wirkungen durch die eingesetzten Chemikalien 
kann die Einteilung der Stoffe in Wassergefährdungsklassen wichtige Anhaltspunkte liefern. 
Jedoch sind neben Stoffeigenschaften, Aggregatszustand, Dichte, Wasserlöslichkeit und Per-
sistenz auch das Verhalten im marinen oder limnischen Umfeld von besonderer Bedeutung, 
so dass die Wassergefährdungsklasse nicht allein zur Beurteilung des Gefährdungspotenzials 
des Einsatzes ausreicht.  
 
Berücksichtigt werden muss stets, dass bei der Abschätzung der potentiell (öko-) toxikologi-
schen Gefährdung von der Wirkung einer eingesetzten Chemikalie (abhängig u.a. von Kon-
zentration, Einwirkungsdauer, Bioverfügbarkeit, Abbaubarkeit) auf eine Organismenart ein 
Bezug hergestellt werden soll, hin zur Auswirkung dieses Stoffes auf die Integrität eines 
Schutzziels („aquatische Lebensgemeinschaft“). Zielführend ist es deshalb, bei der Umweltri-
sikoeinschätzung das Schutzziel möglichst scharf zu fassen. 
 
 
3 Verfahren zur Bestimmung ökotoxikologischer Wirkungen 
Zur Bestimmung der grundsätzlichen Umweltrelevanz von Chemikalien, die zur Ölbekämp-
fung eingesetzt werden, können die aus der Einstufung in Wassergefährdungsklassen bekann-












Abb. 3: Geeignete Testverfahren zur Ermittlung der Wassergefährdung  
(entnommen aus: Einstufung wassergefährdender Soffe auf der Basis  
der Verwaltungsvorschrift wassergefährdender Stoffe,  
VwVwS9 vom 17.05.1999, UBA, Dez. 1999, LTwS-Nr. 10) 
 
 
Daneben liefern auch die im REACH-Zulassungsverfahren verwendeten Biotestverfahren 
(zum Beispiel Fischeitest, Test mit Lemna minor) oder die zur Bewertung des ökotoxikologi-
schen Potenzials verwendeten Verfahren zur Bewertung von Wässern und Feststoffen (limni-
scher und mariner Algentest, Daphnientest, Leuchtbakterientest, Corophiumtest) belastbare 
Daten zur Bewertung der Umweltrelevanz der zur Verfügung stehenden Chemikalien.  
Bei der Bestimmung der zu erwartenden Umweltrelevanz ist jedoch zu berücksichtigen, dass 
in der Realsituation keine Einzelstoffe auf die Schutzziele wirken, sondern eine heterogene 
Mischungssituation vorliegt, aus der sich eine sehr komplexe Wirkungssituation ergibt. Her-
ausforderungen bei der ökotoxikologischen Bewertung liegen in der Frage, wie die sich erge-










 Tabelle 1 
Biotestpaletten zur Untersuchung des ökotoxikologischen Potenzials 
Limnischer Bereich (Süßwasser)  
Leuchtbakterientest nach  
DIN EN ISO 11348-1-3 (1999) 
„Bestimmung der Hemmwirkung von  
Wasserproben auf die Lichtemission von Vibrio 
fischeri (Leuchtbakterientest)“ 
 
Algentest nach  
DIN 38 412 Teil 33 (1991) 
„Bestimmung der nicht giftigen Wirkung von 




Daphnientest nach  
DIN 38 412 Teil 30 (1989) 
„Bestimmung der nicht akut giftigen Wirkung 
von Abwasser gegenüber Daphnien über Ver-
dünnungsstufen“ 
Mariner Bereich und Brackwasserbereich 
Leuchtbakterientest nach  
DIN EN ISO 11348-1-3 (1999) 
„Bestimmung der Hemmwirkung von  
Wasserproben auf die Lichtemission von Vibrio 
fischeri (Leuchtbakterientest)“  
 
Mariner Algentest nach  
DIN EN ISO 10253 (2006) 
„Wachstumshemmtest mit marinen Algen  
Skeletonema costatum und Phaeodactylum 
tricornutum“ 
 
Amphipodentest nach  
DIN EN ISO 16712 (2007) 
„Bestimmung der akuten Toxizität mariner 
Sedimente oder von Sedimenten aus Flussmün-
dungsgebieten gegenüber Amphipoden“ 
 
 
4 Vorschlag eines zukünftigen unterstützenden Entscheidungs- 
   systems (“Decision Support System“) zur Bewertung der Umwelt- 
   relevanz des Einsatzes von Chemikalien bei der Ölbekämpfung 
Bei der Verwendung von Chemikalien zur Ölbekämpfung muss innerhalb kurzer Zeit über 
den Einsatz oder die Nichtverwendung unter Einbezug der vor-Ort-Situation entschieden 
werden. Um die Umweltrelevanz abschätzen zu können, ist es deshalb neben der Erhebung 
(öko-)toxikologischer Daten (z.B. PEC/PNEC-Werte) des Öls sowie der zur Verwendung 
vorgesehenen Chemikalien notwendig, auch schnell auf ökologische Daten wie die Besied-
lung des betroffenen Raums durch höhere tierische Organismen wie Muscheln und Fischbe-
stände oder bestehende Laichgründe zurückgreifen zu können. Diese wiederum müssen ver-
schnitten werden mit den zum Zeitpunkt des Unfalls vorherrschenden meteorologischen und 
hydrologischen Bedingungen. Die derzeitige Entwicklung GPS-referenzierter, geographi-
scher Informationssysteme wird es zukünftig erlauben, hydrologische Gütedaten im Binnen-
wie auch im Küstenbereich online vorzuhalten bzw. verfügbar zu machen. Die BfG ist aktiv 
an der Entwicklung und Implementierung derartiger rechnergestützter Informationssysteme 
beteiligt. Die Einbindung von Daten über die an den jeweiligen Fluss- oder Küstenabschnit-









dieser Informationssysteme realisierbar sein. Des Weiteren liegen aus der Umweltrisiko-
forschung entwickelte Entscheidungsbäume und vorgezeichnete Verfahrensweisen vor, um 
eine transparente, nachvollziehbare Risikoabschätzung im Umweltbereich vornehmen zu 
können. Zum Beispiel liegt für den Bereich Sedimente und Baggergut eine aktuelle PIANC-
Publikation sowie ein aktueller Bericht der Deutsch-Niederländischen Expertengruppe zu 
Sedimenten und Baggergut (DGE) vor, die den Stand des Wissens auf diesem Bereich zu-
sammenfassen und konkrete Vorgehensweisen für eine Umweltrisikoabschätzung von Bag-
germaßnahmen in der Umwelt aufzeigen. Für eine einzelfallbezogene Umweltabschätzung 
des Einsatzes von Chemikalien bei der Ölbekämpfung müssen nun diese noch nicht integrier-
ten Datensätze zusammengeführt werden, um in der Entscheidungssituation a) online-Zugriff 
für die Entscheider zu ermöglichen und b) diese Daten in eine schnelle, umweltbezogene 
Risikoanalyse einfließen lassen zu können. Diese Entscheidungsfindung muss schnell erfol-
gen, um orts- und einzelfallbezogene Argumente liefern können, ob der Einsatz von Chemi-
kalien voraussichtlich die Schadensgröße reduzieren wird, oder ob die herkömmlichen Me-
thoden wie die mechanische Bekämpfung der Ölverschmutzung mit den geringeren Umwelt-
folgen versehen sind.  
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 Neue Anforderungen an Öl- und Chemikalien-





1 Warum Bindemittel? 
Neben der im Rahmen der jeweiligen Gesetze zugelassenen Einleitung von Fremdstoffen 
spielt weltweit die unabsichtliche Einbringung von Öl und Chemikalien eine der bedeutends-
ten Rollen in der Verschmutzung von Gewässern. Dies betrifft nicht nur die spektakulären 
und oft auch lokal katastrophalen Tankerunfälle, sondern überall wo Menschen mit techni-
schem Gerät hantieren, kann es zu Störungen des jeweils betroffenen Biotops kommen, bis 
hinunter zu punktuellen Schäden bei Bodenorganismen. Und häufig sind direkt oder indirekt 
in der Folge wieder Menschen in ihrer Gesundheit betroffen, etwa wegen Problemen in der 
Trinkwasserversorgung oder aufgrund Chemikalienfreisetzug in die Atemluft. Auch kann die 
Nahrungsversorgung leiden, wenn etwa ölhaltiges Oberflächenwasser zur Bewässerung ver-
wendet wird und es dadurch zur Störung der Bodenfunktionen kommt. 
In Deutschland sind die Folgen meist weniger dramatisch, weil man schon in den 60er-Jahren 
des vergangenen Jahrhunderts gelernt hat, bei Austritt von Chemikalien, zu denen ja auch 
Mineralöl in jeder Form gehört, schnellstmöglich den Schaden zu begrenzen.  
Betrachten wir zunächst das Mineralöl und seine Derivate als bis heute mit etwa 90 % der 
Freisetzungen am häufigsten unfallbedingt freigesetzte Stoffgruppe. Ab etwa 1 ppm Gehalt in 
Wasser wird dieses unbrauchbar für die meisten Verwendungszwecke, von der Kühlung ein-
mal abgesehen, schon ein Hundertstel davon wird von den meisten Menschen geschmacklich 
als unangenehm wahrgenommen, dies ist ein einziger Liter Motoröl in 100.000 Tonnen 
Trinkwasser.  
Es verwundert daher nicht, dass rund um Deutschlands größten Trinkwasserspeicher, den 
Bodensee, auch schon um 1960 Initiativen zum Schutz dieses Gewässers vor Ölverschmut-
zung eingeleitet wurden. Federführend war zunächst die bayerische Landesregierung, die in 
Prof. Bazan über einen fachkundigen Berater verfügte, der mit dem baden-württembergischen 
Seenforschungsinstitut in Langenargen in gutem Kontakt stand. Um 1965 entstand aus diesen 
Kontakten unter Hinzuziehen von Praktikern aus der Industrie eine zunächst informelle Ar-
beitsgruppe, die sich mit der neuen Gefahr beschäftigte und zu dem Schluss kam, dass nur die 
schnellstmögliche Entfernung von Öl aus dem Wasser Erfolg versprach. 
Dazu einige kleine Erläuterungen. Grundsätzlich stehen zur Beseitigung der mit Öl im Was-
ser verbundenen Gefahren drei Verfahren zur Verfügung: 1. direktes Abschöpfen, 2. Absor-
bieren des Öls mit Bindemitteln und 3. das Emulgieren, also sehr fein Verteilen mit Hilfe von 









Aus heutiger Sicht ist klar, dass man nach einer Ölfreisetzung zunächst versuchen sollte, 
möglichst viel direkt mechanisch abzuschöpfen oder abzupumpen und mechanisch abzutren-
nen. Dem sind allerdings enge Grenzen gesetzt, weil die Löslichkeit von Mineralölen in Was-
ser zwischen etwa 2 und 8 ppm beträgt, kommen Tenside wie Waschmittel oder oberflächen-
aktive Stoffe aus Bakterien und Pflanzen hinzu, kann die Löslichkeit auf über 100 ppm an-
steigen, also weit über jedes tolerierbare Maß hinaus, will man Trinkwasser und Gewässer-
fauna vor den Folgen des Öles schützen. 
Bindemittel für den Einsatz auf Gewässern dagegen sollten so beschaffen sein, dass sie zwar 
Öl, nicht aber Wasser aufnehmen, und nach getaner Arbeit sich zumindest in der Hauptmenge 
wieder gut einsammeln lassen. Die Industrie hat dazu eine ganze Palette von Stoffen in ver-
schiedensten mechanischen Ausführungen entwickelt, darüber später mehr. Tatsächlich ge-
lingt es mit solchen Hilfsmitteln, nicht nur Öllachen aufzunehmen, sondern bei intensivem 
Kontakt das Lösegleichgewicht so zu verschieben, dass der Restgehalt an Öl unter die Lös-
lichkeit in Wasser sinkt. Voraussetzung für diese günstige Wirkung ist allerdings, dass sich 
keine oder nur schwach oleophil wirksame Tenside im Wasser befinden.  
Ganz anders die Anforderungen beim Einsatz von Bindemitteln zur Beseitigung von Öl auf 
Böden, von denen aus eine indirekte Wasserverschmutzung bewirkt werden kann, wenn Öl 
oder seine Metabolite in Grund- und Ablaufwasser geraten. Bei dieser Anwendung steht auch 
zunächst meist die Sicherheit des Straßenverkehrs im Vordergrund, d. h. die Anforderung, 
eine ausreichende Rutschfestigkeit nach erfolgter Ölbekämpfung sicherzustellen, eine übri-
gens schwierig zu definierende Größe, wie die langwierigen Diskussionen um eine europäi-
sche Norm in den letzten Jahren gezeigt hat. Außerdem soll ein Bodenbindemittel so schwer 
sein, dass nicht jeder Wind eine Staubwolke bewirkt - während Bindemittel auf dem Wasser 
bekanntlich leicht sein müssen, damit sie schwimmend das Öl erreichen. 
Es kam daher zur Trennung der Anforderungen in den verschiedenen Anwendungsbereichen, 
mit Bildung von Typklassen 1 für Gewässer, 2 für eine Kompromissgruppe mit geringeren 
Anforderungen und 3 für den Bodeneinsatz. Später kamen noch als Klasse 4 die Sonderfor-
men der Klasse 1 hinzu, das sind z. B. Schläuche aus Polypropylenfaser, aus Granulat ge-
presste Würfel usw. 
Emulgatoren hat man in Deutschland nie zu den Bindemitteln gerechnet, was ja auch eigent-
lich widersinnig wäre, aber von Verkäufern dieser Mittel versucht wurde. 
 
2 Der Arbeitskreis GMAG und seine Geschichte 
Betrachten wir dazu zunächst noch einmal die historische Entwicklung in Deutschland. Für 
den genannten Prof. Bazan war offenbar schnell klar, dass für Binnengewässer eigentlich nur 
eine Kombination der beiden erstgenannten Beseitigungsverfahren, also Abpumpen und Ab-
sorbieren, in Betracht kam, denn in den alten Protokollen der Arbeitsgruppe ist von Emulga-
toren nur im Zusammenhang mit dem Einsatz auf den Weltmeeren die Rede.  
Bazan gelang es mit Unterstützung von Druck aus dem Bayerischen Innenministerium, das 
damals noch zuständig war (der Begriff “Umwelt” taucht in der Öffentlichkeit erst Ende der 










 des Bodensees entlangführenden Trassen (z.B. die TAL = Trans-Alpine Leitung) mit Notfall-
ausrüstungen auszustatten, die den Feuerwehren ein schnelles Eingreifen mit passendem Ge-
rät zum Absperren, Abschöpfen und Binden von Öl auf Wasser ermöglichte. Die Feuerwehr-
schule des Freistaats in Würzburg, unmittelbar am Main gelegen, wurde zur jahrzehntelang 
führenden Ausbildungsstätte und zum häufigen Tagungsort des genannten Arbeitskreises, aus 
dem über einige Umwege als LAWA-Gremium der bis heute aktive Ausschuss “GMAG” 
hervorging, das heißt “Gerätschaften und Mittel zur Abwehr von Gewässergefährdungen”. 
Dieser war ab 1981 bis 2005 ein Teil des inzwischen aufgelösten Beirates „Lagerung und 
Transport wassergefährdender Stoffe (LTwS)“ ursprünglich beim Innenministerium, dann 
beim Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU), unter Feder-
führung der Bundesanstalt für Gewässerkunde und Beteiligung auch des Umweltbundesamtes 
(UBA). Im Rahmen eines Kooperationsvertrages vereinbarten die DWA und das Technische 
Hilfswerk (THW) eine Fortführung als DWA/THW-Fachausschuss GMAG (= DWA IG 7). 
Dieses Gremium gestaltete im Folgenden die ursprünglich Richtlinien genannten “Anforde-
rungen an Ölbindemittel”, die mangels entsprechender DIN-Norm bis heute die Kriterien 
festlegen, nach denen in Deutschland und einigen Nachbarländern Ölbindemittel auf ihre 
Eignung geprüft und nach dessen Merkblättern sie gehandhabt werden.  
Die Durchführung der Prüfung auf die im GMAG entwickelten Kriterien oblag dem nord-
rhein-westfälischen Materialprüfungsamt (später -anstalt) in Dortmund, dessen Fachgebiets-
leiter Dr. Eckhard Rumberg auch lange Zeit stellvertretender Vorsitzender des GMAG war 
und der die ersten Richtlinien maßgeblich mit formulierte. So war demgemäß lange das bzw. 
die MPA Dortmund die einzige Stelle, die Prüfzeugnisse erteilte, wobei die Arbeitsschutzas-
pekte vom Hygieneinstitut in Gelsenkirchen beigetragen wurden und werden. Inzwischen 
prüfen in Deutschland auch die DEKRA und das Polymerinstitut nach den Kriterien der zu-
letzt unter der Nr. 27 des Beirates LTwS veröffentlichten Fassung der “Anforderungen an 
Ölbindemittel”. 
Zu erwähnen ist an dieser Stelle, dass nach Prof. Bazan der Bayerische Feuerwehrexperte 
Dipl.-Ing. Manfred von Hagen die Aufgabe des Obmanns des GMAG ab 1991 übernahm, 
nach Rückzug der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser und Abwasser (LAWA) wurde Dr. 
Michael Wunderlich von der Bundesanstalt für Gewässerkunde 1992 zum Obmann des 
GMAG gewählt, und er hat die Geschichte dieses im Stillen wirkenden, aber für die Praxis 
des Umweltschutzes doch bedeutenden Gremiums maßgeblich und - als unmittelbar Beteilig-
ter erlaubt sich der Verfasser dies anzumerken - mit größtem Erfolg bis heute geprägt und die 
Ergebnisse des Fachausschusses zur Vorlage für die europäische normative Bewertung von 
Bindemitteln werden lassen, nicht zuletzt, weil die Aufnahme echter ökologischer Kriterien 
in die Bewertung in die Obmannschaft von Dr. Wunderlich fiel. 
 
3 Wichtige Kriterien für Ölbindemittel 
Als ab 2002 die Diskussionen um eine europäische Norm für Ölbindemittel begannen, muss-
ten wir uns die Frage von 1965 nochmals vornehmen: nach welchen Maßstäben soll ein Öl-
bindemittel eigentlich beurteilt werden? 









1) Am wichtigsten ist natürlich, dass überhaupt nennenswerte Mengen Öl gebunden und nicht 
wieder verloren werden. Schon diese banale Anforderung ist messtechnisch nicht einfach 
umzusetzen, die parallel entstandenen Normen in den USA und Frankreich zeigen erheblich 
andere Lösungswege. Man hat sich für die europäische Norm auf eine Mindestanforderung 
geeinigt, dergestalt, dass aus dem gesättigten Öl zunächst einmal viel aufgenommen wird und 
beim Abtropfen wenig verloren werden darf. Fraglich ist in diesem Zusammenhang auch, ob 
sich die Mindestmenge auf das Volumen oder die Masse des Bindemittels beziehen soll. Be-
zieht man auf das Volumen, so spielt die Schüttdichte eine u. U. viel zu große Rolle bei der 
Bewertung, bezieht man auf die Masse, sind extrem leichte Mittel bevorzugt, obwohl sie z. B. 
bei Wind völlig ungeeignet für den praktischen Einsatz sein können. Hier ist wohl eine Lo-
ckerung der deutschen Anforderung angebracht. Argument um 1970 war übrigens, dass bei 
der Lagerhaltung nicht zu viel kostbarer Platz gebraucht werden sollte - ein Kriterium, das 
dem Verfasser in der heutigen Praxis nie begegnet ist. 
 
2) Ein gutes Bindemittel soll allerdings auch in die Höhe saugen können. Die bis heute gülti-
gen deutschen Anforderungen und auch die US-Norm verlangen daher eine kapillare Auf-
nahme, über die Sättigungsprozedur hinaus. Dieses Kriterium ist allerdings auch ein rein 
wirtschaftliches, denn der Anwender merkt schnell, ob er eine größere Menge mehrfach oder 
eine kleine, vielleicht teurere, einmal benötigt. 
 
3) Aus Sicht der Gewässerschützer von 1965 war die Nichtaufnahme von Wasser ein wichti-
ges Kriterium. Schnell stellte sich aber heraus, dass das meiste Bindemittel auf dem Land 
benötigt wurde, nicht erst im Wasser. Wir schätzen heute, dass mindestens 95 % der Ölbin-
demittel auf Böden verwendet werden, und dafür genügt ein kostengünstigeres Mittel mit 
weniger Schwimmfähigkeit. In Frankreich ging man sogar so weit zu fordern, dass die auf 
der Straße eingesetzten Mittel eine Mindestmenge an Wasser aufnehmen müssen, um Schlie-
ren zu erfassen. Tatsächlich berichten aber die Praktiker aus Reinigungsbetrieben, die sich 
auf Straßenreinigung nach Ölunfällen spezialisiert haben, dass sie die besten Ergebnisse je 
nach Wetter mal mit der einen, mal mit der anderen Type erreichen. Auch die CEN-Arbeits-
gruppe mochte der aus deutscher Sicht eher seltsamen Anforderung aus Frankreich nicht 
folgen, so dass es wohl im Grundsatz bei der deutschen Regelung bleibt, wonach die Eigen-
schaft des Wasserabweisens gesondert im Rahmen der Produkteigenschaftsliste aufgeführt 
wird. 
 
4) Große Diskussionen schon früher löste die Forderung aus, dass die Aufnahme nur dann 
gültig sein soll, wenn die Beschwerung mit einem Gewicht nicht wieder zum Abtropfen 
führt. Diese Forderung hat sich durchgesetzt, obwohl sie problematisch ist: Auf diese Weise 
werden Mittel ausgeschlossen, die sich leicht durch Auspressen regenerieren lassen. Anderer-
seits sind sich die Praktiker darüber einig, dass eben beim Aufschaufeln des Öl-Bindemittel-











 5) Eine sehr wichtige Reihe von Anforderungen ist erst lange nach Prof. Bazan in den Krite-
rienkatalog aufgenommen worden, nämlich die bis dahin nicht präzisierte Eigenschaft, dass 
das Bindemittel nicht selbst gefährlich oder umweltgefährdend sein darf. Es war in der Praxis 
vorgekommen, dass findige Händler von Sonderabfall diesen als Bindemittel und damit als 
Wirtschaftsgut deklarierten, um ihn billig loszuwerden und den Anforderungen des Abfallge-
setzes zu entgehen. Unter Leitung von Dr. Wunderlich und fachlicher Beratung seitens Herrn 
Tolksdorf, dem Fachgebietsleiter des Hygiene-Instituts des Ruhrgebietes in Gelsenkirchen, 
formulierte der GMAG-Ausschuss daher Kriterien der Gesundheitsvorsorge für die mit den 
Bindemitteln arbeitenden Menschen sowie Kriterien anhand der Eluatliste der TA Siedlungs-
abfall.  
GMAG hat als Hauptkriterium für Umweltverträglichkeit die Einhaltung der Eluat-Grenz-
werte festgelegt. Diese richten sich - mit wenigen aus dem Arbeitsschutz begründeten Aus-
nahmen - nach der Überlegung, dass nicht eingesetzt werden darf, was für eine Ablagerung 
auf Deponien verboten wäre. Dieser Grundsatz ist inzwischen nach langen Diskussionen auch 
auf europäischer Ebene von der Arbeitsgruppe TC 337 (“Produkte für den Straßenbetriebs- 
und Winderdienst - Absorptionsmittel zur Anwendung auf Straßen”) übernommen worden 
für die in Vorbereitung befindliche CE-Norm für den Einsatz von Ölbindemitteln auf Straßen 
(prEN 15366: 2005 ), unter Bezug der Werte auf die Liste im Anhang der Deponierichtlinie 
der Europäischen Union. 
 
6) Im Zusammenhang mit der Mindestaufnahme je Masseneinheit wurde bereits erwähnt, 
dass zu leichte Bindemittel bei Wind Probleme bereiten, zum einen weil das Mittel nicht an 
den Einsatzpunkt gelangt, zum andern weil der Staub die Atemwege der Einsatzkräfte be-
lastet. Die französischen Kollegen hatten für die CE-Norm zusätzlich das Argument aufge-
führt, dass auf der Straße liegendes leichtes Bindemittel sichtbehindernde Aufwehungen ver-
ursachen kann, was bei den deutschen Anwendungsvorschriften (nasse Nachreinigung) nicht 
vorkommt. Es gelang der Arbeitsgruppe allerdings nicht, einen einfachen Test zu installieren, 
mit dessen Hilfe eine zuverlässige Kenngröße für einen Staubentwicklungsgrenzwert hätte 
abgeleitet werden können, weil sich der vorgeschlagene Test als nicht ausreichend reprodu-
zierbar erwies. 
 
7) Ein weiteres erwähnenswertes Kriterium für die Qualität von Ölbindemitteln stellte nach 
Versuchen an der TU Darmstadt, die dies im Rahmen eines Forschungsauftrages untersuchte, 
der Gehalt an sogenanntem “Feinkorn” dar. Die Bedeutung dieses Aspektes hat sich aller-
dings inzwischen relativiert, da nicht alle Bindemittel in Granulatform vorliegen und einige 
Mittel auch ohne solches von der Staubentwicklung her problematisches Feinkorn gute Rei-
nigungseffekte erzielen. 
Die wesentlichen heutigen Kriterien für eine Bewertung von Ölbindemitteln sind in den Ver-
öffentlichungen des Arbeitskreises GMAG enthalten. Die bis heute offiziell maßgebliche 
Schrift ist die erwähnte “LTwS-27”, erhältlich beim Umweltbundesamt. 
Zu erwähnen ist dazu die halbjährlich aktualisierte Liste der Mittel, die ein gültiges Prüf-
zeugnis aufweisen. Alle in dieser Veröffentlichung “LTwS-15” enthaltenen Ölbindemittel 









Im GMAG seit längerem in Diskussion ist die Frage, inwieweit weitere Kriterien herangezo-
gen werden sollten, um die Umweltverträglichkeit weiter zu verbessern. Dabei kommt es zu 
der Schwierigkeit, dass der Einsatzort eine erhebliche Rolle spielt, beispielsweise die Mittel 
für den Einsatz auf befestigten Industrieböden naturgemäß andere vorrangige Kriterien erfül-
len sollten als jene Mittel, die auf natürlichen Böden angewendet werden und dort eventuell 
nicht vollständig wieder beseitigt werden können, also strengere Kriterien erfüllen sollten als 
solche, die weit überwiegend ohnehin einer geordneten Entsorgung zugeführt werden.  
 
8) Damit kommen wir zu dem erst teilweise normativ formulierten Kriterium der Entsorgung 
von verbrauchten Bindemitteln. 
Grundsätzlich bestimmt der aufgenommene Stoff die Gefährlichkeit eines verbrauchten Bin-
demittels, bei anderen Chemikalien noch mehr als bei Mineralöl. 
Auch ohne Gewässereinsatz kann der Entsorgungsweg für viele Anwender ein wichtiges 
Kriterium der Brauchbarkeit eines Mittels darstellen, z. B. im Fall von Organochlorverbin-
dungen, die sich nicht in erhöhten Eluatwerten äußern (und dann über die genannten Grenz-
werte ausgeschlossen würden), aber in der gemäß TA Abfall für verbrauchte Bindemittel 
vorrangig vorgesehenen Entsorgung über die Verbrennung erhebliche Belastungen nach sich 
ziehen können. Auch mineralische Bindemittel, die chemisch völlig inert sind, können Prob-
leme verursachen, wenn sie z. B. zu Verglasungen in den Kesseln der Verbrennungsanlage 
beitragen. Hier sind dann allerdings auch die Grenzen der Regelbarkeit schnell erreicht, letzt-
lich muss der Anwender für seine Zwecke entscheiden, ob er beispielsweise Gefahren in der 
Anwendung eines brennbaren Mittels im konkreten Einsatz höher bewertet als den Vorteil 
einer umweltgerechteren Entsorgung. 
Bei der Entsorgung liegt also ein Kriterium vor, das nach derzeitigem Stand der Diskussion 
nicht sinnvoll zentral geregelt werden sollte, sondern das die Anwender individuell für ihre 
Verhältnisse beurteilen müssen. Bei künftigen Novellierungen der Anforderungsveröffentli-
chung oder vielleicht besser des Merkblattes hierzu wäre also eine Entscheidungshilfe für 
dieses Kriterium der bessere Weg als eine starre Regel. 
Anzumerken ist, dass ein Teil der bislang in den Prüfrichtlinien enthaltenen und auch als 
nachrangig betrachteten Kriterien in der Praxis überbewertet wird. Dies betrifft zum einen die 
Aufnahmekapazität, die ausschließlich zu Zwecken der wirtschaftlichen Vergleichbarkeit 
aufgenommen wurde, aber häufig nicht mit der real verwendeten Menge korreliert, und schon 
gar kein Ausschlusskriterium ökologischer Bedeutung darstellt. Zum andern ist die Löslich-
keit von organischen Bestandteilen bei Naturstoffen selbstverständlich erheblich, auch dies 
stellt aber nicht unbedingt ein Ausschlusskriterium dar, weshalb der GMAG eine Überschrei-
tung bei Naturstoffen ausdrücklich zugelassen hat, unter der Auflage eines Hinweises auf der 
Verpackung, beim realen Einsatz zu beachten, dass ein Ablauf in Gewässer mit der Folge 











 4 Alternativen in Sicht? 
Immer wieder wird die Frage aufgeworfen, ob der oft mühsame Einsatz von Bindemitteln 
tatsächlich nicht durch einfachere Mittel ersetzt werden könnte. 
Bezüglich des Einsatzes von Tensiden anstelle von Ölbindemitteln in Gewässern hat unser 
Institut 2002 eine größere Literaturstudie im Auftrag und mit Unterstützung des Umweltbun-
desamtes erstellt, die bei diesem auch erhältlich ist, und die sich auf den Einsatz auf Binnen-
gewässern konzentriert.  
Für die hier gestellte Frage muss als Ergebnis festgehalten werden, dass ein Tensideinsatz 
gegen eine Ölverunreinigung auf Gewässern wie auch auf Naturboden aus ökotoxikologi-
schen Gründen abzulehnen ist. Nur für die Nachreinigung auf der Straße ist ein Tensid die 
bessere Wahl, wenngleich die französischen Tests gezeigt haben, dass die Bindemittel selbst, 
sofern von guter Qualität und richtig eingesetzt, kaum schlechter sind.  
Auch die Alternative, in der Hoffnung auf natürlichen Abbau gar nichts zu unternehmen, ist 
allenfalls dann gerechtfertigt, wenn es sich um kleinste Mengen (unter 0,1 Liter) in niederster 
Konzentration handelt. Dabei geht es am wenigsten um den Hauptbestandteil des Öles, die 
Alkane, sondern um die zahlreichen und teilweise sehr toxischen Nebenbestandteile im han-
delsüblichen Öl. Tenside wie auch die natürliche Verdünnung über die Zeit bewirken zwar 
eine feine Verteilung und damit besseren Abbau der Alkane (was im Gewässer wegen der 
Sauerstoffzehrung überhaupt nicht erwünscht ist!), aber eben auch eine weit erhöhte Biover-
fügbarkeit, mit anderen Worten: das Tensid schleppt schwer abbaubare Komponenten wie die 
krebserregenden PAK (polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe) in die Zellen von 
Tieren und unter Umständen sogar Menschen ein. 
 
5 Gruppen von Ölbindemitteln und Energie-/Klimabetrachtungen 
Alle Ölbindemittel zeichnen sich dadurch aus, dass sie einen drohenden Schaden für die Um-
welt in den Bereichen Bodenschutz und Bodenökologie bzw. Gewässerschutz und Grundwas-
serschutz beseitigen helfen. Dadurch werden nicht nur materielle Schäden vermieden, son-
dern auch Gesundheitsgefahren für Menschen und Tiere abgewendet. Insoweit ist jeder ge-
lungene Bindemitteleinsatz positiv für die Umwelt. 
Allerdings werden diese Wirkungen teilweise mit Problemen erkauft, die vermeidbar sind, 
wenn andere Alternativen in der Summe für den Schutzzweck günstiger wirken.  
Am Beispiel der wichtigsten Gruppen von Bindemitteln sei dies - jeweils beschränkt auf ex-
emplarische Gesichtspunkte - erläutert: 
Mineralische Naturstoffe: Diese wohl am häufigsten eingesetzte Gruppe (stofflich handelt 
es sich meist um Kieselgur, Molererde oder Sepiolith) wird - sofern nicht Abfallreste einge-
setzt werden können - mit erheblichem fossilem Energieaufwand gewonnen, einige vom 
Prinzip her mögliche Mittel enthalten auch asbestähnliche Fasern wie Amphibolith oder an-
dere Gefahrstoffe; die Anforderungen des GMAG an Ölbindemittel ebenso wie der europäi-









Die Verwendung von mineralischen Recycling-Produkten vermeidet das Problem des  
energetischen Herstellaufwandes weitgehend, da dieser der ursprünglichen Produktion zuzu-
rechnen ist. Zu dieser Gruppe zählen Bindemittel auf Basis von Gasbetonsteinen oder Hoch-
ofenschlacken. Ihr umwelttechnischer Nachteil liegt darin, dass in der TA Siedlungsabfall 
wie auch in der TA Abfall als normaler Entsorgungsweg für ölhaltige Abfälle mit gutem 
Grund die Verbrennung vorgesehen ist, in der mineralische Bestandteile nachteilig sind, da 
sie Energie zur Erhitzung benötigen und zur Verglasung der Kessel beitragen können. 
 
Organische Recycling-Produkte: Diese Gruppe ist sehr heterogen, zu ihr gehören bei-
spielsweise Gummi-Recyclate aus Altreifen, die häufig das pflanzen- und fischgiftige Zink 
freisetzen können und daher nur dort eingesetzt werden sollten, wo ein vollständiges Ein-
sammeln des Einsatzmaterials möglich ist. Problematisch beim eigentlich erwünschten Re-
cycling im Fall von Autoreifen ist auch, dass manche Lkw-Reifen Chlorkautschuk enthalten, 
was in Abfall-Verbrennungsanlagen neben der bei allen Gummiprodukten kritischen Bildung 
von Schwefelverbindungen auch zu chlorierten Dibenzodioxinen im Sonderabfall beiträgt. 
Positiv zu Buche schlägt die Energiebilanz, da für diese Stoffe kein stofflicher Herstellungs-
aufwand zu rechnen ist.  
 
Eine andere Teilgruppe stellt Recyclingmaterial aus Nebenprodukten der Kunststoffherstel-
lung dar, insbesondere auf Basis von Polystyrol, Polyurethan und Polycarbonat. Die energeti-
sche Gutschrift ist grundsätzlich die gleiche wie bei den eigentlichen Recycling-Produkten, in 
diesen Fällen nicht immer eindeutig, da häufig auch andere Produkte aus ihnen hergestellt 
werden könnten, was eine energetische Bilanz erschwert. Die Stoffe dieser Gruppe sind meist 
sehr leicht und daher vorwiegend für den Einsatz auf Gewässern oder bei Regen geeignet, 
einige neigen zu starker Staubentwicklung und erfordern damit einen erhöhten Arbeitsschutz. 
Bei anderen - in der Regel nicht die Anforderungen des GMAG erfüllenden - Produkten ist 
auch mit sauren oder formaldehydhaltigen Eluaten als Folge von Auslaugvorgängen zu rech-
nen.  
 
Stofflich ähnlich, aber aufgrund der energetisch und rohstofflich aufwändigen Herstellung 
nicht so günstig in der Ökobilanz zu bewerten sind Bindemittel auf der Basis von Kunststof-
fen, die eigens für diesen Zweck hergestellt wurden. Wichtigster Vertreter dieser Gruppe ist 
Polypropylen, das in der Praxis wegen des hohen Preises zumeist nur für Sonderanwendun-
gen - wie saugenden Sperrschläuchen für größere Leckagen - in Betracht kommt. Daneben 
spielt auch Acrylat eine wichtige Rolle, allerdings eher als vielfältig anwendbares Chemika-
lienbindemittel, ebenfalls mit hohem Preis behaftet. 
 
Biogene Naturstoffe sind als Ölbindemittel vergleichsweise wenig im Einsatz, was haupt-
sächlich an dem infolge des hohen Arbeitskostenanteils relativ höheren Preis liegen dürfte, da 
die technische Eignung meist als sehr gut zu bewerten ist.  
Die wichtigsten Vertreter sind Bindemittel auf Basis von Rindenabfall, Torf, Hanfschäben 










 schutzproblematik und dem hohen Transportaufwand aus meist sehr weit entfernten Abbau-
gebieten ökologisch betrachtet einen deutlichen Nachteil gegenüber den anderen Stoffen die-
ser Gruppe, die ausschließlich Nebenprodukte der Landwirtschaft darstellen.  
Bei Bindemitteln aus Rinde ist zu beachten, dass sie in der Regel leicht entzündbar sind und 
dann eine Dochtwirkung entfalten. Außerdem ist aufgefallen, dass einige Importwaren dieser 
Art Rinden von exotischen Nadelbäumen wie Zypressen oder Thuja enthalten können. In 
diesen wiederum sind Terpene enthalten, auf die manche Menschen allergisch reagieren; von 
Pferden ist bekannt, dass sie sich an solchen Rinden sogar tödlich vergiften können. Bei 
Kork als Grundlage kommt es chargenweise zu Vorkommen der schon als Nebenbestandteil 
des Mineralöls genannten hochtoxischen PAK, die als Pyrolyseprodukte zu den Gefahrstof-
fen zu rechnen sind. Auch andere künstlich fehlerhaft getrocknete Naturstoffe können diese 
karzinogenen Bestandteile enthalten. 
Die biogenen Naturstoffe sind ansonsten toxikologisch völlig unproblematisch, ausgenom-
men seltene Verschleppungen von Pestiziden, was für mit Öl behaftetes Material selbstver-
ständlich keine Rolle spielt, da es ohnehin verbrannt werden soll.  
Alle Stoffe dieser Gruppe zeigen jedoch ein erhöhtes Auslaugverhalten bezüglich wasserlös-
licher organischer Anteile, was bei größerem Einsatz auf Gewässern ökologische Schäden 
(Eutrophierung) nach sich ziehen könnte. Beim Einsatz auf festem Boden spielt dieser Aspekt 
keine Rolle, da dort ohnehin große Mengen vergleichbarer Stoffe vorkommen. 
Auch für den Arbeitsschutz sind die Stoffe dieser Gruppe im Regelfall vorteilhaft. Beachtlich 
ist jedoch die grundsätzliche Möglichkeit der Schimmelsporenbildung nach unsachgemäßer, 
d. h. zu feuchter und lang andauernder Lagerung. 
 
6 Ausblick: Anforderungen für Chemikalienbindemittel 
Als der Verfasser 1990 erstmals an GMAG-Sitzungen teilnahm, war bereits die Diskussion 
um das “Allzweckchemiebindemittel” im Gang. Ein Landesbranddirektor formulierte das so, 
dass für alle Zwecke nur eine Sorte Bindemittel vorzuhalten sein Wunsch sei. 
Gleicht diese Aufgabe bei Ölbindemitteln schon aus den oben genannten Gründen der Quad-
ratur des Kreises, weil Boden und Gewässer nun mal verschiedene Einsatzorte sind, so ver-
vielfältigt sich der Problemkreis bei der Betrachtung der Chemikalien als aufzunehmende 
Flüssigkeit. 
Es ist banal und muss doch erwähnt werden, weil untaugliche Versuche immer wieder vor-
kommen: man kann nun mal mit einem Bindemittel, das Kalk enthält, keine Säure binden - 
das brodelt und zischt, wenn man es ungeschickt genug anstellt, fliegt einem das Reaktions-
gemisch um die - hoffentlich mit der Einsatzmaske geschützten - Ohren. 
Wer Chemikalien binden will, muss diese in Gruppen einteilen und für jede Gruppe auf der 
Packung eines Bindemittels signalisieren, ob das überhaupt funktionieren kann. Wir haben 
daher ein System entwickelt, mit prägnanten Buchstaben diese Aufgabe zu lösen, also bei-
spielsweise alle Basen und Laugen der Gruppe B zuzuordnen, und die dafür in der Regel 









Es ist an dieser Stelle nicht möglich, alle Kriterien in allen Gruppen aufzulisten, aber die 
grundsätzliche Problematik soll kurz skizziert werden. Diese besteht vor allem darin, ab-
schätzen zu können, ob unter gewissen Randbedingungen eine Reaktion bis hin zur Gefah-
renentwicklung stattfinden kann, und wie man in einem einfachen Test diese Gefährdung 
nachweisen kann. Auch sollen Hersteller angehalten werden, freiwillig auf die Werbung un-
zureichend geprüfter Produkte zu verzichten. 
Es ist also die hier abschließend zu erwähnende Aufgabe für die nächsten Jahre, das System 
so sicher zu machen, dass zumindest mit einem Vortest in der realen Praxis ausreichende 
Sicherheit auch für Anwender ohne Chemiestudium im Kopf auf einfache Weise gewährleis-
tet werden kann. Nach den letzten Sitzungen der Arbeitsgruppe bin ich optimistisch, dass dies 
in nicht allzu ferner Zeit auch gelingen wird, und würde mich freuen, von Lesern dieser 
Schrift entsprechende Hinweise für die weitere Verbesserung der “Anforderungen” sowohl 
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Wie unterstützt das THW die Küstenländer  
bei großen Ölunfällen? 





Die Unterstützung der Küstenländer bei der Ölschadensbekämpfung ist für das Technische 
Hilfswerk (THW) fast ein historisches Thema. Ungefähr vor 25 Jahren wurden die ersten 
Einzelverträge zwischen THW-Ortsverbänden, als lokale Vertreter der Bundesorganisation, 
und hierfür zuständigen Landkreisen geschlossen. Im Oktober 2004 haben die 5 Küstenländer 
und die Bundesanstalt Technisches Hilfswerk einen Kooperationsvertrag geschlossen, der die 
gemeinsame Aufstellung, Ausstattung und Ausbildung von sogenannten Fachgruppen Öl-
schaden (FGr Öl) und die Zusammenarbeit und gegenseitige Unterstützung im Einsatzfall 
regelt. 
 
Die nachfolgenden Ausführungen sind auf das Wesentliche reduziert und z.T. stark verein-
facht dargestellt. Infolge der Komplexität des Themenbereiches und seiner Grundlagen wür-
den detailliertere Ausführungen den hier zur Verfügung stehenden Rahmen sprengen. Auf 
Querverweise wird zugunsten der Lesbarkeit verzichtet und auf die allgemein zugänglichen 
Quellen im Internet verwiesen.  
 
 
2 Zuständigkeiten bei der Schadensbewältigung  
Die gesetzlichen Zuständigkeiten für die Bekämpfung von Meeresverschmutzungen, heute 
gemeinhin als Schadstoffunfallbekämpfung bezeichnet, liegen bzw. lagen je nach Schade-
neintrittsort beim Bund bzw. bei den Küstenländern. Da Öl bekanntlich kaum Verwaltungs-
grenzen einhält, sind häufig mehrere Zuständigkeiten betroffen. Diese Situation führte unter 
anderem anlässlich der Schadensbewältigung bei der Havarie der „Pallas“ zu einem subopti-
malen Ergebnis.  
  Die „Pallas“ war ein Frachtschiff mit Holzladung, das nach einem Brand an Bord am 25. 
Oktober 1998 vor der schleswig-holsteinischen Nordseeküste auf Grund lief.  
 
Die dabei festgestellten Unzulänglichkeiten bei der Koordination verschiedener Sicherheits-
kräfte und mangelnder Sicherheitsvorschriften in ökologisch sensiblen Seegebieten führten 
zu umfangreichen politischen Untersuchungen und zur Gründung des Havariekommandos 










 > Schadstoffunfallbekämpfung auf See und an der Küste 
> Brandschutz und Verletztenversorgung 
> Bergung zur Gefahrenabwehr (Notschleppen) 
> Pressebüro, strukturierte Öffentlichkeitsarbeit, 
 
vom Sitz in Cuxhaven aus durchgeführt werden. Durch eine Bund/Küsteländer-Vereinbarung 
tritt die Zuständigkeit des Havariekommandos bei einer „komplexen Schadenslage“ unter 













Abb. 1: Darstellung der Voraussetzungen einer „komplexen Schadenslage“ 
 
Das THW, als Zivilschutzorganisation des Bundes, besitzt keine eigene originäre Zuständig-
keit bei der Schadstoffunfallbekämpfung im Küstenbereich. Die Mitwirkungspflicht des 
THW definiert sich daher, neben dem oben erwähnten Kooperationsvertrag, aus der gesetz-
lich geregelten subsidiären Tätigkeit bei „…Katastrophen und Unglücken größeren Ausma-
ßes, auf Anforderung der für die Gefahrenabwehr zuständigen Behörden…“gemäß dem 
THW-Helferrechtsgesetz (THWHelfRG). Unbenommen bleibt hierbei die grundgesetzliche 
Hilfeleistungspflicht und die Verpflichtungen gem. §§ 677 ff. BGB (Geschäftsführung ohne 
Auftrag).  
 
  D.h. das THW ordnet sich grundsätzlich den Strukturen der für die Gefahrenab-
wehr zuständigen Behörden unter, bietet aber sein Leistungspotenzial an! 
 
Gem. „Bund/Küstenländer-Vereinbarung über die Bekämpfung von Meeresver-
schmutzungen“ vom 19. Juni 2002 liegt die Zuständigkeit für die Bekämpfung 
einer „komplexen Schadenslage“ beim Havariekommando, d.h : 
 
 
Freier Seeraum seeseitig der 10 m Tiefenlinie   50 cbm Öl 
 
Ufer- und Küstensaum landseitig der 10 m Tiefenlinie 10 cbm Öl 
  
Seeschifffahrtsstraßen      5 cbm Öl 
 
Ufer-/Böschungslänge   3 km mit erheblicher Bedeckung 
 
Sensible Gebiete Seehundbänke, Muschelbänke, 
Rast-, Brut-, Nistplätze, Natur-
schutzgebiete, Fremdenver-
kehrsgebiete 










3 Ausstattung zur Schadensbewältigung  
3.1 Allgemeines 
Der Bund und die Küstenländer halten zur Schadstoffunfallbekämpfung neben Schadstoffun-
fallbekämpfungsschiffen (SUBS) auch umfangreiche Gerätedepots vor. Der Einsatz dieser 
Ausstattung wird von eigenen Kräften, von Feuerwehren, Seenotrettungskräften und dem 
THW unter der Einsatzleitung des HK durchgeführt. 
 
Um den Aufgaben der Schadstoffunfallbekämpfung, Brandschutz und Bergung nachzukom-
men, stehen dem Havariekommando drei Schiffe in der Ostsee zur Verfügung: „Arkona“, 
„Scharhörn“ sowie „Bottsand“, die ersten beiden in einer 24-Stunden-Bereitschaft. In der 
Nordsee liegen die Schiffe „Neuwerk“, „Mellum“, „Nordsee“, „Westensee“, „Eversand“, 
„Leyhörn“, „Janssand“, „THOR“, „ÖSK 1“, „MPOSS“, „Lüttmoor“, „Knechtsand“ und „Lu-
neplate“. 
 
Depots mit den erforderlichen Mitteln zur Ölschadensbekämpfung liegen in Norden, 
Wilhelmshaven, Bremerhaven, Cuxhaven, Hamburg, Meldorf, Husum, Kiel, Flensburg, 
Lübeck, Rostock und Stralsund. 
 
Das THW stellt von 2004 bis 2009 in Zusammenarbeit mit den Küstenländern bzw. dem HK, 
für die Ölschadensbekämpfung 8 Fachgruppen Öl Typ „A“ und „B“ in 8 Ortsverbänden an 
der Küste auf. (Standorte : Stralsund, Bad Doberan, Kiel, Lübeck, Hamburg, Cuxhaven, 
Bremerhaven, Nordenham) 
 
Die FGr Öl Typ „A“ ist überwiegend mit Geräten zur Ölaufnahme und zur Separation von 
Öl-Wasser-Gemischen ausgestattet. Die FGr Öl Typ „B“ verfügt über Ölsperren und weiteres 
Ölaufnahmegerät. Die Küstenländer stellen für die Fachgruppen primär die Bekämpfungsaus-
stattung, d.h. das spezifische Ölwehrgerät und das THW ergänzt dieses um Separationsanla-
gen, die Transportkapazitäten und stellt das Fachpersonal. 
 
Weitere 8 Fachgruppen Typ „C“ werden durch das THW für Zivilschutzaufgaben und zur 
Unterstützung der für die Gefahrenabwehr zuständigen Behörden bei Großschadenslagen im 
Binnenland aufgestellt. (Standorte: Berlin, Wittenberge, Cloppenburg, Essen, Frankfurt/M., 
Obernburg, Kelheim, Borna) 
 
Die FGr Öl „C“ ist die kleinere Variante der FGr Öl „A“ für Großschadensfälle im Binnenbe-
reich. Sie unterstützt die FGr Öl „B“ durch ihre Separationsanlage. 
 
Alle diese Fachgruppen sind grundsätzlich nach einer Gefährdungsanalyse (Abb. 2) aufge-
stellt und sind modular zusammengesetzt. Sie werden durch die Ausstattung des Technischen 
Zuges des OV und der anderen Fachgruppen des THW ( z.B. Räumen, Beleuchtung, Pumpen, 











 Die Fachgruppen Ölschaden bestehen aus je 4 Führungs- und 14 Fachkräften. Die FGr ist 
Teil des Technischen Zuges (TZ-Ö) und wird somit durch bis zu 22 weiteren Einsatzkräften 
unterstützt. 
 
    
 
3.2 Die Ausstattung der Fachgruppen Ölschaden des THW 
Alle Fachgruppen Öl besitzen einen LkW 13 t WLF mit Anhänger 12 t WLF zum Transport 
der Ausstattung auf Abrollplattformen. Die spezielle Niedrigbauweise der Fahrzeuge erlaubt 
trotz der Verwendung des Abrollsystems und der Plattformen den Transport von handelsübli-
chen seeverladefähigen 20’ Containern mit 8’6“ Höhe. (Abb. 3) 
Weiterhin steht allen Fachgruppen Öl ein geländegängiger Mitnahmestapler mit 3 t Hubkraft 
und einer Steigfähigkeit von 30 % zur Verfügung. 
Die FGr Öl „A“ hat zusätzlich einen LkW mit Ladekran mit einem Hubmoment von 
410 kNm (Abb. 4). Die FGr Öl „B“ ist ebenfalls mit einem LkW mit Ladekran ausgestattet, 
jedoch ist das Hubmoment hier 180 kNm.  
Allen Fachgruppen stehen weiterhin div. Ölaufnahmegeräte, Reinigungsgeräte, sowie Ar-









Abb. 3:      LkW 13t WLF & Anh. 12 t WLF              Abb. 4:       LkW Ldkr 410 kNm 
 
Lübeck (SH) Typ A 
Nordenham (NI) Typ A 
Bremerhaven Typ B (HB) 
Cuxhaven Typ B (NI) 
Kiel Typ B (SH) 
Hamburg-Mitte (mit Log) Typ B (HH) 
Bad Doberan Typ B (MV) 
Stralsund Typ B (MV) 
Cloppenburg (NI) Typ C 
Berlin – Lichtenberg (B) Typ C 
Borna (SN) Typ C 
Frankfurt / M. (HE) Typ C 
Kelheim (BY) Typ C 
Obernburg (BY) Typ C 
Wittenberge (BB) Typ C (Pipelinebetr.) 
Essen (NW) Typ C (Musterfachgruppe) 
 











Abb. 5: Austattung der FGr Öl „A“ 
 
 
Eine Besonderheit stellen die beiden Separationscontainer der FGr Öl „A“ und Öl „C“ dar 
(Abb. 6). Sie sind in der Lage, 160 m³ (FGr Öl „A“) bzw. 40 m³ (FGr Öl „C“) Wasser-Öl-
Gemisch pro Std. zu separieren. Es können Öle mit einer Viskosität von bis zu 20.000 Cst 
separiert werden. Die Anlagen arbeiten nach dem Prinzip der Koaleszenzseparation und sind 
vollautomatisiert. Sie sind in der Lage mittels einer computergesteuerten Prozessüberwa-
chung Restölgehalte unter 100 ppm bei Vollast- und unter 10 ppm im Teillastbereich sicher-
zustellen. Sie können ebenfalls als Havariepumpen eingesetzt werden. Die Anlagen sind  
autark und können je nach Ausführung ebenfalls elektrische oder hydraulische Energie zum 
Betrieb von Peripheriegeräten erzeugen. Das THW verfügt damit bis Ende 2009 über eine 






















 4 Unterstützung im Bereich der Ausbildung 
Seit ca. 8 Jahren werden an der THW-Bundesschule in Hoya Führungslehrgänge durchge-
führt, in denen Mitarbeiter/innen der für die Gefahrenabwehr zuständigen Behörden gemein-
sam mit Einsatzkräften aus den Fachgruppen Führung und Kommunikation (FGr FK) Scha-
densszenarien gemeinsam führungsmäßig abarbeiten. Im Laufe dieser Veranstaltungen sind 
bisher drei Stabsrahmenübungen durchgeführt worden. Der vorläufige Höhepunkt fand im 
September 2007 statt, in dem in der Lübecker Bucht bis Boltenhagen (MV) eine Stabsrah-










Abb. 6:       Übung in der Lübecker Bucht 2007 
 
5 Zusammenfassung und Ausblick 
Die Kooperation von 5 Bundesländern und einer Bundesbehörde zum Zweck des gemeinsa-
men Aufbaues von einer Einrichtung zur Großschadensbewältigung ist im Sinne der Syner-
gienutzung und Kosteneffizienz beispielgebend. Die tägliche Zusammenarbeit zur Planung 
und Verwaltung der Ausstattung, Planung und Durchführung von Übungen und Einsätzen 
(zuletzt im Libanon) wird beim HK wie beim THW in Form von konzentrierten Aufgaben-
übertragungen an einzelne Mitarbeiter durchgeführt. Dies sichert kurze Wege, erlaubt schnel-
len Informationsaustausch und vermeidet Doppelarbeit. 
Die ca. 60.000 aktiven Einsatzkräfte des THW stellen neben der materiellen Vorbereitung der 
Küstenländer ein gut vorbereitetes Potenzial zur Schadensbewältigung bei einer Ölkatastro-
phe dar. 
 















Togostr. 44; 28239 Bremen 
Tel.: 0421/ 222 758 0 












Studium im Fachbereich Schiffbau und Meeres-
technik an der Hochschule Bremen 
 
bis 1986 
• Seebasierende Schwerguttransporte 
• Schiffsneubauten und –reparaturen 
• Projekte im Bereich des Umweltschutzes 




Verwendung in der Bundesanstalt Technisches 
Hilfswerk als 
 
• Hauptsachgebietsleiter Einsatz und Ausbil-
dung im ehem. Landesverband Bremen 
• Leiter der Aus- und Fortbildungsstätte 
Hoya der THW-Bundesschule 













 Übungen zur Ölschadensbekämpfung –  







Gemeinsame Einrichtung des Bundes und der Küstenländer
Am Alten Hafen 2
27472 Cuxhaven
Tel.:  (04721) 567 - 400







CCME areas of responsibility
Der Zuständigkeitsbereich des Havariekommandos im Fachgebiet der  
Schadstoffunfallbekämpfung umfasst die Deutsche Ausschließliche Wirtschaftszone 
AWZ, die Küstengewässer, Seeschifffahrtsstraßen und Hafengebiete von Hamburg 
und Bremen sowie die daran unmittelbar angrenzenden Ufer und Strände wie auch 
international ausgewiesene Überwachungsgebiete und bestimmte Gebiete 
gemeinsamen Interesses mit den Nachbarstaaten (z.B. gem. Bonn and Helsinki-
Übereinkommen und Swedenger- and Dengerneth-Plänen als auch das Deutsch-




















Vier Mehrzweckschiffe für den in 24h/7Tg.- Einsatz in
Nord- und Ostsee
Rückgrat des deutschen Vorsorgesystems sind die vier bundeseigenen Gewässerschutzschiffe ( GS ) 
mit Aufgaben im Seezeichenwesen, Schifffahrtspolizei, Schiffs- und Schadstoffunfallbekämpfung, 














[ Öl und Chemikalien]
Notschleppen
Brandbekämpfung auf See
Notversorgung von Verletzten und 
Schiffbrüchigen auf See
Die Schiffe sind ausgerüstet und die Besatzung trainiert für:
Obige Unterweisungsbereiche werden ständig aktualisiert und bilden eine 
Voraussetzung für das Klassenzertifikat des Germanischen Lloyd für die GS 
als „Öl- und Chemikalienbekämpfungsschiff“, „Schlepper“ und  
„Ausrüstungsstandard Brandbekämpfung FF1“. Die genannten Aus- und 




Das deutsche Übungs- und Schulungsprogramm 
für die Bekämpfung von Meeresverschmutzungen
Die Struktur des deutschen Ausbildungs- und Übungsprogramms ist 
in wesentlichen Punkten mit den Standards internationaler 
Abkommen abgeglichen, z.B.:










Das jährliche Übungs- und Schulungsprogramm 
In Deutschland wird seit Beginn der 80er Jahre durch die 
Partner Bund/Küstenländer ein jährliches Jahresübungs- und 
Schulungsprogramm ( JÜSP ) für die 
Schadstoffunfallbekämpfung beschlossen und finanziert.
Der JÜSP wird jeweils zum Ende der laufenden Übungsjahres
auf der Basis aktueller Erfahrungen und Ereignisse durch die 
Fachbereiche 2 und 3 (seeseitige und küstenseitige
Bekämpfung ) des Havariekommandos (HK ) entworfen und 
den Partnern zur Genehmigung vorgelegt. Nach erfolgter
Genehmigung wird allen Betreibern von Bekämpfungsgerät
der o.g. Partner der JÜSP als Planungsgrundlage übersandt
und die Feinplanung für die ausgewiesenen Übungen jedoch
erst in Schritten von 4 Wochen vor geplantem












Dêr JÜSP unterteilt sich in vier Bereiche :
• Stabsrahmen- /  Alarmierungsübungen 
• Geräteübungen ( Routineübungen )
• Geräteübungen ( Verbandsübungen )
• Ausbildung 
Zur Zeit werden innerhalb des JÜSP jährlich ca.130 Übungs- und 
Ausbildungsveranstaltungen durchgeführt.
Der den Partnern übersandte JÜSP enthält eine 
Kostenkalkulation, die u.a. als Grundlage für die Zustimmung der 
Kostenträger ( Partner ) dient.







1.NOT YET  CRUDE OIL  ..... TONS ON BORD ODER ..... TONS 
ESCAPED; APPROXIMATELY ....... TONS CRUIDE OIL AS CARGO, 
BUNKERS: ....... TONS HFO AND ..... TOND MDO. BUNKER OIL IS 
NOT LEAKING
1.Outflow
1.COLLISION  TANK SHIP/CARGO SHIP   (TANK SHIP COLLIDED)1.Incident
1.5428N1203E1.Position
1.2609001.Date and Time (UTC)
DE 1/1
POLREP BALTICMessage identification
EXERCISE     EXERCISE       EXERCISEExercise identification
260900Date and Time (UTC)
URGENTTraffic Priority
FROM GERMANY
TO DENMARK, SWEDEN, ESTLAND, LATIVA, 
LITHUANIA,FINNLAND, RUSSIA, EC, HELSINKI COMMISSION
National identification





- Stabspersonal zu schulen
und 







Zweck einer Geräteübung ist es:
• die Einsatzfähigkeit des Geräts zu testen
• das Bedienpersonal zu trainieren
• die Weisungsstränge und Kommunikation zu
überprüfen   
• die Zusammenarbeit einzelner Einsatzeinheiten













Geräteübungen ( Routineübungen bordseitig )
• Routinetraining (Schiffsseitige Verantwortung)
Vereinbarte Intervalle, Inhalte und jährlich zu leistende
Gesamtstundenzahlen [Ungefähr 450 Std. / GS und Jahr]
Rahmenplan für die Übungsintervalle im  Routinetraining
einschließlich der Überprüfung der Einsatzbereitschaft der Geräte

































1. Ausbringen von Hochseeölsperren   
1,1 X X mit Flaps 200m 2 6 12 Depotbestand umschichtig
1.2 X X ohne Flaps 200m 2 6 12
1.3 X X X X ohne Flaps  400m 2 6 12
1.4 X X X X Ausbringen der 3 WEIR BOOM-Ölsperre 2 6 12
36 36 36 36 36
2. Arbeiten mit Skimmern
2.1 X
Arbeiten mit Skimmersystem Typ FOILEX 
TDS 250 mit Dickstoffpumpe
2 3 6
bis auf Weiteres nur GS 
NEUWERK (z.Z. Ppe in 
Stralsund)
2.2 X X
Arbeiten mit Skimmersystem Typ 
WALOSEP W3
2 3 6
6 6 6 0 6/0
3. Arbeiten mit Leichterungssystemen 
3.1 X X in Verbindung mit Fremdhydraulik 12 3 36 Depotbestand umschichtig,
3.2 X X in Verbindung mit Power-Pack 12 3 36 davon einmal in Verbindung
3.3 X X in Verbindung mit Power-Pack 24 3 72 mit Pkt.6 
3.4 X X X X davon mit Chemikalienförderschläuchen 6 in Verbindung mit 3.1 u. 3.2/3.3
72 72 72 72 72
4. Ausbringen der Sweeping-Arms
4.1 X X
Ausbringen der Sweeping-Arms und 
Einsatz der Separationsanlage
24 2 48














Kombiübungen werden mit küstenfern und küstennah operierenden 
Fahrzeugen auf Basis gemeinsamer Szenarien durchgeführt.
[35 Übungen / Jahr]




Ufer- und Strandreinigungsmaßnahmen wie auch küstennahe und 
küstenferne Bekämpfungsmaßnahmen mit Zwischenlagerungs- und 
Restaurationskomponenten werden mit allen durch die zuständigen 
Verwaltungsstellen verfügbaren personellen und sachlichen Ressourcen 
beübt. [22 Übungen / Jahr]





Zweck dieser Übungen ist die Überprüfung:
• nationaler and multinationaler Alarmierungs-
prozeduren,
• der Reaktionszeit, Reaktionskapazität, und 
Reaktionsabläufe bei Komplexen Schadenslagen,  
• der Beübung der Zusammenarbeit mit nationalen
und multinationalen Einsatzeinheiten einschließlich
der erforderlichen Kommunikation,














Kombinierte nationale küstenferne und küstennahe Geräteübungen 






• bilaterale Übungen mit Partnern der Nachbarländer gemäß
Vorgaben der bilateralen Abkommen [z.Zt. 1 Übung / Jahr]
• Teilnahme an oder Organisation von Geräteübungen der subregionalen






Deutsche Beteiligung oder Organisation von internationalen Geräte- oder 
Luftüberwachungsübungen  wie z.B. BONNEX oder BALEX- Übungen, 
Co-ordinated Extended Pollution Control Flights ( CEPCOs ), Tour  d‘Horizon-
Flights und kombinierte Notschlepp- Brandbekämpfungs- und 











Der detaillierte Übungsplan wird ungefähr vier Wochen vor 
Durchführung erstellt und mit allen Beteiligten abgestimmt.
Dabei wird der endgültige Teilnehmerkreis, das genaue 
Durchführungsdatum mit den Ausweichoptionen, das detaillierte 
Szenarium mit Übungsumfang, der Vor-Ort-Einsatzleitung, den 
Einsatzabschnitten, den notwendigen Kommunikations- und 
Dokumentationsstrukturen, die Briefing- und De-briefing-
Prozeduren, Anzahl der Übungsbeobachter und Umfang der 






Die Planung einer multinationalen Übung:
Die erste Ankündigung und Einladung hat mindestens sechs 
Monate vor den Durchführungstermin mit folgenden 
Angaben zu erfolgen:
• Übungsinhalt
• Durchführungsdatum / Ausweichdatum
• Übungsort und Art und Anzahl des einzusetzenden Geräts
Die Detailplanung einer multinationalen Übung sollte immer 










Vessels, equipment, staff, observers, institutionsParticipants
Weather information
GO/ NO GO decisions
Exercise limitations
ETA and start of exercise, estimated duration and expected finalisation, 
ETD
Timetable
Position, geographical information, tideExercise location:
Scenario
Exercise targets
Diplomatic Clearance, time zones, recommended charts
pilot regulations, berth, moorage,  briefing debriefing locations and 




















• Die Detailplanung sollte mindestens zwei Monate vor dem
Durchführungszeitpunkt an alle Beteiligten versandt werden, 
um noch Abstimmungen zu einzelnen Planungspunkten
vereinbaren zu können. 
• Go oder NO GO- Entscheidung ( Wetter ) sollte anders als bei
nationalen Übungen ( 24h ) mindestens 48 h vor Durchführung
bekannt gegeben werden ( Abruf über “focal point“ im 24h-
Dienst ).





















































• Vorschläge und  
Empfehlungen zur Verbesserung 
zukünftiger Übungen






Ungefähr 20 verschiedene Kurse werden den 
Einsatzkräften der Schadstoffunfallbekämpfung jährlich






Seminar on oil-/gas-/chemical tanker operationsL
opt.5Captain, Mates,
Chief Engineer, Operator
Knowledge in computer aided technologyK
15complete crew (withoutInstructions for carriage of respiratorsJ




25specific crew membersMaintenance specialist for gas detection
equipment
G




65specific crew membersEducation and training for crew members with
paramedic capabilities
E








Operator, Bosun, Chief Engineer, 
Engineers,
Theoretical training for all technical installations on 
Bord the MPV
B
25complete crewBasic training for operations in toxic/explosive

























Am Alten Hafen 2, 27472 Cuxhaven 
Tel.: 04721/ 567 480 
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Umweltpolitischer Handlungsspielräume als Interaktion zwischen den 
Aktionsebenen
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Umweltschutz in der Schifffahrt
Seerechtsübereinkommen 
Staatszugehörigkeit der Schiffe Artikel 91 (1) 
................ Zwischen dem [Flaggen] Staat und dem 
Schiff muss eine echte Verbindung bestehen.
Pflichten des Flaggenstaats  Artikel 94 (3) Jeder 
Staat ergreift für die seine Flagge führenden Schiffe die 
Maßnahmen, die zur Gewährleistung der Sicherheit auf 
See erforderlich sind...... 
Recht der friedlichen Durchfahrt Artikel 17 ....... 
genießen die Schiffe aller Staaten, ......... das Recht der 
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Umweltschutz in der Schifffahrt



























Januar 2008 in Koblenz 24
Umweltschutz in der Schifffahrt
Schiffsbrennstoffe
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Umweltschutz in der Schifffahrt
Vergleich mit anderen Verkehrsmitteln
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Umweltschutz in der Schifffahrt
Vergleich mit anderen Verkehrsmitteln




















Tons-km billion tons-km Exajoule
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Total trade in '000 million
tonne-miles
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Schadstoffe in Schiffsabgase und ihre Folgen
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Umweltschutz in der Schifffahrt
Emissions of SO2 from land-based sources in the 25 EU countries and from
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Umweltschutz in der Schifffahrt
Schiffsabgase in der Meeresumwelt
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Umweltschutz in der Schifffahrt
Schiffsabgase in der Meeresumwelt
Beispiel für die  Bildung sekundären anorganischen Aerosole (SIA) 
durch  Schiffsabgase.
Quelle:Fagerli, H., Tattason, L. (2001): The influence of ship traffic emissions on the air concentrations of 
particulate matter, Oslo 
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Cardiopulmonary mortality attributable to ship PM 
emissions worldwide, Case b
Quelle: Corbett, et al., 2007, Mortality from Ship Emissions: A Global Assessment
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Comparison of SOx trends with global sulfur controls
Emissionsbilanzen
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Umweltschutz in der Schifffahrt
IMO 
MARPOL Anlage VI Luftverschmutzung durch Schiffe
MARPOL Anlage I Verbot von Einhüllentanker 
ISM Code (sicheres Management an Bord und in der Reederei) 
Bunkerölhaftungsübereinkommen 2001 (Einführung der Haftung)
HNS-Übereinkommen 1996 (Einführung der Gefahrguthaftung)




Hafenauffangeinrichtungen für Schiffsabfälle und Ladungsrückstände
Verschärfung der Hafenstaatkontrollen
Überwachung der Klassifikationsgesellschaften 
Ersatz von Einhüllentankern durch Doppelhüllentanker 
Hafenanlaufverbot von Einhüllentankern die Schweröl transportieren
Programm „Saubere Luft für Europa“ (CAFE)
Regionale Übereinkommen
Pariser Vereinbarung über die Hafenstaatkontrolle (Paris MOU)
Bonn Übereinkommen zur Bekämpfung der Verschmutzung der Nordsee  
Internationale Nordseeschutzkonferenzen (INK)
Übereinkommen über den Schutz der Meeresumwelt des Nordostatlantiks (OSPAR) 
Übereinkommen zum Schutz der Meeresumwelt des Ostseegebiets (HELCOM)
Deutschland 
ÖSK seit 1967 SBÖ und SLÖ seit 1980 und 1981
Demonstrationsvorhaben Schiffsentsorgung 1988 bis 1991
Grobecker Bericht von 2000, Projektgruppe „Maritime Notfallvorsorge“ von 2001 bis 2003
Einrichtung des Havariekommandos 01.01.2003 
Notschleppkonzept, Ausweisung von Notliegeplätzen
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Was wird so bleiben wie es ist?















Wörlitzer Platz 1, 06844 Dessau 










Planung, Organisation und Durchführung  
der Gefahrenabwehr an einer Pipeline (RRB)  






Pipelines werden für den Öl- und Gastransport über weite Entfernungen in der ganzen Welt 
als effektivste und sicherste Transportmethode eingesetzt. 
Sie sind, trotz hoher Baukosten, ökonomischer als andere Transportmittel, wie z.B. Tankwa-
gen, und stellen das für die Umwelt sicherste Transportverfahren der Mineralöl- und Gasver-
sorgung dar. 
Unfälle an Pipelines mit katastrophalen Auswirkungen sind in Mitteleuropa eher selten. 
Trotzdem kommt es immer wieder zu tragischen Ereignissen, hervorgerufen durch Material-
ermüdungen, Fehlhandlungen in der Transportführung der Medien, sowie durch externe Ein-
flüsse auf das bestehende Pipelinesystem. 
Externe Einflüsse stellen die größte Gefahr dar, Fehlhandlungen und Materialermüdung sind 
eher untergeordnet. 
Als eine der letzten großen außergewöhnlichen Katastrophen, infolge des unkontrollierten 
Austritts von gefährlichen Stoffen, ist das Unglück vom 30.07.2004 im Industriegebiet von 
Ghislenghien bei Ath südwestlich von Brüssel in Belgien anzusehen (Abb. 1 und 2). 
Auch hier waren Arbeiten mit Baggern auf der Pipelinetrasse der Auslöser. Infolge der Ex-
plosion einer Erdgasfernleitung sind 18 Menschen ums Leben gekommen, mehr als 120 wur-
den verletzt, darunter befanden sich auch 5 Feuerwehrleute, die zur Schadensbekämpfung 
eingesetzt waren. 
Dieses Beispiel zeigt, dass der Betrieb von Pipelines hohe technische und organisatorische 
Anforderungen an das Sicherheitssystem stellt. 
Gesetzliche Vorschriften sowie technische Regeln in Deutschland, wie das Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung und die Rohrleitungsverordnung sorgen dafür, dass begin-















Abb. 1:  Explosion einer Gaspipeline am 30.07.2004 im Industriegebiet 





Abb. 2:  Explosion einer Gaspipeline am 30.07.2004 im Industriegebiet 
 Ghislenghien bei Ath, südwestlich von Brüssel 
 
Betreiber, wie auch der Pipeline anliegende Gefahrenabwehrbehörden, haben gemeinsam auf 
der Grundlage der geltenden Gesetze der Gefahrenabwehr, sowie der Regelungen zum Bau 
und Betrieb einer solchen Anlage alle Maßnahmen zutreffen, die einen reibungslosen Betrieb 
gewährleisten. 
Hierzu zählen die Erstellung gemeinsam abgestimmter externer Notfallpläne sowie das 
Durchführen von speziellen Ausbildungen und Schulungen der Gefahrenabwehrkräfte. 
In diesem Vortrag werden die gemeinsamen Maßnahmen der Planung, der Organisation so-
wie der Durchführung von Gefahrenabwehrhandlungen an einer Pipeline aus der Sicht eines 









2 Risikobewertung von Pipelinesystemen im Binnenland 
Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK 2005) zeigt in seiner 
Problemstudie „ Risiken für Deutschland“ von August 2005 die möglichen Gefahrenpoten-
ziale für den Bevölkerungsschutz auf. 
Hierbei werden ursachen- und ereignisbezogene Risiken beschrieben und speziell im Kapitel 
5.1.3. des Teil 2 der Studie auf die wichtige Rolle der Mineralölversorgung im Rahmen der 
„kritischen Infrastruktur“ eingegangen. 
Die Versorgung der Raffinerien in Deutschland erfolgt zu 98 % über Rohölpipelines. Dieses 
Pipelinesystem bildet das Rückrat der Versorgung mit Mineralölprodukten und ist daher als 
hochsensibel einzustufen. 
Eine Störung von Mineralölpipelines und/oder Produktpipelines, an denen die Großabnehmer 
wie die chemische Industrie, Flughäfen und Großtanklager angeschlossen sind, kann zu wo-
chenlangen Versorgungsengpässen führen. Es wird das gesamte gesellschaftliche System 
Deutschlands lahmgelegt. 
Das Risiko von Pipelineunfällen ergibt sich allein schon aus seinem Betrieb. So arbeiten Pi-
pelines oft mit hohem Druck, das Pipelinematerial (z.B. Stahl) kann hierbei bei Einwirkung 
von Zusatzbelastungen an seine Belastungsgrenze kommen. 
Dies führt unter Umständen, bei einer vorhandenen Korrosion, in extremen Fällen zum Ver-
sagen des Leitungssystems. Zusätzliche Belastungen können punktuelle Ereignisse, wie 
Druckstöße darstellen. 
Daneben kommt nicht zuletzt externen Ereignissen (wie z.B. Baggerarbeiten über der Lei-
tung) eine große Rolle als mögliches Risiko hinzu. 
Aktivitäten Dritter, dem Pipelinebetreiber meist unbekannt und von ihm nicht genehmigt, 
sind weltweit die häufigste Unfallursache. Dies alles muss einerseits bei der Planung und 
anderseits im Dauerbetrieb beachtet werden.  
Als eine gesetzlich fundierte Grundsatzaufgabe der Betreiber von Pipelinesystemen sowie der 
Gefahrenabwehrbehörden besteht die Pflicht der Erstellung von Gefahrenabwehrplänen. 
Die Grundlage hierbei bildet die gemeinsame Erstellung von Gefahren- und Risikoanalysen, 
wie sie z.B. im § 4 Abs.2 des Gesetzes zur Neuordnung des Brand- und Katastrophenschutz-
rechts im Land Brandenburg v. 24.05.2004 (BbgBKG) von den Landkreisen gefordert wird. 
Eine Risikoanalyse für den Betrieb von Pipelines enthält grundsätzlich: 
 
> eine Beschreibung der Situation entlang der projektierten Pipeline (z.B. 
Besiedlungsdichte, schutzbedürftige Gebiete aus Umweltsicht, Aspekte 
besonderer Gefährdungen für die Pipeline) 
> technische Daten der projektierten Pipeline (z.B. Betriebsdruck, Werk-
stoff, Wanddicke, Sicherheitsmaßnahmen) 
> eine Beschreibung von Hauptunfallszenarien 











 Seit ihrer Inbetriebnahme im Jahre 1997 verläuft durch unseren Landkreis die Rohstoffpipe-
line Rostock-Böhlen(RRB), deren Betreiberin die Dow Olefinverbund GmbH in Böhlen ist.  
 
                               
 
Abb. 3:  Tanklager Hafen Rostock, Beginn der RRB 
 
Gemeinsam mit der durch sie beauftragten Firma für die Betriebsführung erstellten wir die 




Abb. 4: Bauabschnitt RRB, geschweißter Rohrstrang, Landkreis Prignitz 
 
Hierbei hatten wir folgende Ausgangsangaben der 1997 in Betrieb gehenden Pipeline zu be-
achten: 
 
> Gesamtlänge: 437 km, davon 30,2 km Trasse, mit 4 Armaturenstationen 
im Landkreis Prignitz 
> 7 Produkte können gemäß technischer Auslegung der Pipeline und auf 
der Grundlage der jeweiligen behördlichen Genehmigungen der betroffe-
nen Länder von Rostock nach Böhlen transportiert werden 
> die zu transportierende Produktbreite umfasst: Naptha, Pygas, Benzol, 
Kondensat, Pentan C5, Rohöl sowie Flüssiggas C3+ im Batchbetrieb 









Die RRB wird von einer zentralen Messwarte aus betrieben und überwacht,  























 Die gemeinsame Überprüfung der bestehenden Risiken erbrachte als mögliche Havarie-
schwerpunkte: 
 
> den Elbeübergang bei Elbe-km 462 
> den Kreuzungsbereich Löcknitz bei Stavenow sowie 
> die landseitige Trassenführung und die Armaturenstationen. 
 
Bei der Bewertung der Vulnerabilität der RRB im Landkreis Prignitz wurde, in Anlehnung an 
die Risikoanalyse des Bundeslandes Mecklenburg/ Vorpommern ( Unterlieger an der Pipeli-
ne), eine Gefährdung von 50 m beiderseits der Pipeline angenommen. 
 
Eine unmittelbare Gefährdung des besiedelten Raumes im Landkreis Prignitz besteht nicht. 
Bei einem möglichen Produktaustritt besteht die höchste Gefährdung im Umweltbereich, 
speziell für die Elbe und die   Löcknitz.  
 
Diese Risikoeinschätzung findet sich in dem bestehenden Katastrophenschutzplan des Land-
kreises Prignitz, sowie des externen Notfallplanes - dem Alarm- und Einsatzplan der RRB - 
wieder. 
 
3 Planung und Organisation von Gefahrenabwehrmaßnahmen an  
   Pipelines im Rahmen des vorbeugenden Katastrophenschutzes 
Auf der Grundlage der durchgeführten Risikoanalyse erfolgt die Planung und Organisation 
von notwendigen Gefahrenabwehrmaßnahmen, die in den zu erstellenden o.g. Plänen aufge-
zeigt werden müssen. 
 
In einer Vielzahl von Vorschriften und Richtlinien werden Hinweise gegeben, welche die 
notwendigen Maßnahmen der erfolgreichen Gefahrenvorbeugung und -abwehr im möglichen 
Ereignisfall, dem Produktaustritt aus einer Pipeline, beschreiben. 
 
Hier sind folgende Vorschriften und Empfehlungen als Beispiel zu nennen: 
 
> die Feuerwehrdienstvorschrift 500 „Einheiten im ABC-Einsatz“ 
> die Hinweise für Einsatzmaßnahmen nach Schadensfällen mit wasserge-
fährdenden Stoffen – Vorsorgeplanung für die Ölwehr auf Binnengewäs-
ser (LTwS-Nr.30) 
 
Diese Vorschriften und Empfehlungen enthalten umfassende Hinweise für die Durchführung 
von Gefahrenabwehrmaßnahmen nach Schadensfällen mit wassergefährdenden Stoffe, wie 
sie z.B. bei Eintritt eines Pipelineunfalls notwendig sind. 
 
Sie beinhalten die gesamte Breite der Gefahrenabwehr, von der Vorsorgeplanung über die 
Durchführung der Sofortmaßnahmen bis zu den Folgemaßnahmen. 
 
Eine genaue und umfassende Vorsorgeplanung der Gefahrenabwehr bildet grundsätzlich die 
Voraussetzung für eine effektive und erfolgreiche Gefahrenabwehr. 
 
Wesentlicher Teil der Vorsorgeplanung ist die Erstellung von Alarm- und Einsatzplänen, 
deren Inhalt durch Bundes- und Landesgesetze bzw. Verordnungen vorgegeben ist. 
 









> die Auflistung von notwendigen Gefahrenabwehrbehörden und Einsatz-
kräften 
> die Auflistung von Notfallmanagern, Fachberatern und Spezialisten 
> die Beschreibung von Ölschadensbekämpfungsstellen 
> notwendige Evakuierungsplanungen 
> notwendige Warnungen und Hinweise an die Bevölkerung 
 
Eine wichtige Rolle kommt der Gefahrenabwehrplanung speziell bei Kreuzung/Querung  
einer Pipeline an Binnengewässern zu. 
 
Für die Vorsorgeplanung von Gefahrenabwehrmaßnahmen auf Binnengewässern erfolgt die 
planerische Bildung von Ölwehrbereichen in den jeweiligen Landkreisen. Das Ziel der Bil-
dung von Ölwehrbereichen besteht in der Erfassung und Einbindung aller materialen und 
personellen Ressourcen in einem großräumigen Gebiet. 
Ölwehrbereiche sollten über eine Mindestausstattung an Ölwehrgerät und Hilfsmittel verfü-
gen. 
 
In den geplanten Ölwehrbereichen sind an ausgewählten Stellen Ölschadensbekämpfungsstel-
len gemeinsam mit den Wasserbehörden sowie dem jeweils zuständigen Wasser- und Schiff-
fahrtsamt festzulegen. 
 
Im Landkreis Prignitz erfolgte diese gemeinsame Planung für 6 Stellen an der Elbe, die fol-
gende Grundanforderungen erfüllen 
 
> günstige Strömungs- und Gewässerbedingungen 
> sichere wasser- und landseitige Zufahrtswege für die Einsatzfahrzeuge 
> ausreichende Einbringungs- und Aufstellungsmöglichkeiten für das 
 benötigte Einsatzgerät sowie 
> Unterbringungsmöglichkeiten für das Einsatzpersonal bei Bedarf 
 
Die Ölschadensbekämpfungsstellen sind, unter Beachtung der genannten Grundanforderun-
gen, in folgende Aufgabenbereiche/Einsatzabschnitte einzuteilen: 
 
EA I Sperren und Sammeln des Öl-Wasser-Gemisches 
EA II Aufnehmen des Öl-Wasser-Gemisches 
EA III Separieren des Öl-Wasser-Gemisches 
EA IV Sicherung der Ölschadensbekämpfungsstelle 
 
4 Die Durchführung der Gefahrenabwehr an einer Pipeline  
Die Maßnahmen nach Eintritt eines Pipelineunfalls umfassen 
 
> die Schadensmeldung 
> die Sofortmaßnahmen, unterteilt in 
 unaufschiebbare Erstmaßnahmen sowie 
 fachspezifische Ergänzungsmaßnahmen 
 
> sowie die Folgemaßnahmen, unterteilt in 
 der Beseitigung der Ursachen und Schäden des Unfalles 











 Im Landkreis Prignitz erfolgte gemeinsam mit der Betreiberin der RRB und der von ihr Be-
auftragten und für die äußere Betriebsführung eingesetzten Firma, der ARS Merseburg, die 
konkrete Festlegung der Gefahrenabwehrmaßnahmen für unseren Pipelineabschnitt entspre-
chend den ermittelten Ergebnissen aus der Gefahren- und Risikoanalyse. Anhand eines fikti-
ven Ereignisses am Elbeübergang der RRB, bei Elbe-km 462, wird die Durchführung der 
Gefahrenabwehr bei einem Pipelineunfall dargestellt. 
4.1 Schadensfallszenario 
Der Eintritt eines Schadensfalles an einer Pipeline kann aus den o.g. Gründen nie ganz ausge-
schlossen werden. 
So ist ein beispielhaft ein Produktaustritt infolge unsachgemäßer Baumaßnahmen im unmit-
telbaren Bereich der Pipeline (z.B. Einwirken von Dritten im Bereich des Elbeüberganges der 
Pipeline, Elbe-km 462) möglich. 
Dieser kann dem Betreiberpersonal in der zentralen Messwarte in Böhlen durch das installier-
te automatische Leckerkennungs- und Ortungssystem (LEO) und/oder durch die Information 
von außen angezeigt werden (Personal vor Ort, Bevölkerung). 
Im Falle der Erfassung des Lecks durch das LEO-System (größenabhängig) erfolgt dessen 
automatische Registrierung im Leitsystem der Pipeline und die gesonderte Anzeige aller für 
den Operator wichtigen Notfallinformationen im Pipeline Management System PMS. 
Das dabei angezeigte Fenster ist mit dem Formular für die Schadensmeldung aus den Alarm- 
und Einsatzplänen identisch (Fax) und enthält die entsprechenden Informationen über Scha-
densort, Produktart an der Schadensstelle, zu erwartende Auslaufmengen sowie Telefon- und 
Faxrufnummern für den zuständigen Landkreis. 
Nach entsprechender Plausibilitätsprüfung bei Anzeige durch das LEO-System und/oder für 
den Fall der Information von außen leitet der Operator in der “Zentralen Messwarte“ unmit-
telbar die notwendigen Schritte für die Außerbetriebnahme der Pipeline ein. 
Es erfolgt die Inbetriebsetzung des Notabschalteprogramms der RRB, die Pipeline wird in 
einen gefahrlosen Zustand gesetzt, die Förderpumpen werden abgeschaltet und die Trassen-
absperrarmaturen, einschließlich der Ein- und Ausgangsarmaturen, werden geschlossen.  
Entsprechend dem vorliegenden Alarmierungsplan erfolgt durch das Messwartepersonal die 
Sofortinformation an die zuständigen örtlichen Einsatzkräfte sowie die Bereitschaftsdienste 
der Betreiberin und des Betriebsführers. 
4.2 Gefährdungsbeschreibung 
Der Grad der Gefährdung richtet sich nach den stoffspezifischen Eigenschaften des unkon-
trolliert austretenden Gefahrstoffes. 
Entsprechend dieser Eigenschaften kann es zu folgenden Gefährdungen im Umgebungsbe-
reich der Schadensstelle kommen: 
> Ansammlung von brennbaren Flüssigkeiten an der Bodenoberfläche mit 
Kontamination des Bodens, die maximale mögliche Auslaufmenge im 









> Bildung von explosiven Gas-/Luftgemischen über dem auslaufenden 
Flüssigprodukt. 
 
Bei der Freisetzung von C3+ können folgende Gefährdungen auftreten: 
 
> Ausbreitung von Flüssiggas bei ungünstigen Bedingungen bis zu einem 
Radius von 370 m um die Schadensstelle als explosives Gas-Luft-
Gemisch: 
 untere Explosionsgrenzen 1,3 Vol-%  
 obere Explosionsgrenze 10,9 Vol-% 
4.3. Maßnahmen zur Gefahrenabwehr 
Im o.g. Schadensfall erfolgt über die Leitwarte der Betreiberin die unmittelbare Benachrichti-
gung der Leitstelle des Landkreises Prignitz (Schadensmeldung zum Pipelinesystem). 
Auf der Grundlage der festgelegten Alarmierungswege wird die Benachrichtigung der örtli-
chen Feuerwehren sowie der kreislichen Einsatzkräfte (Ölwehreinheit) und der zuständigen 
Behörden des Landkreises Prignitz durchgeführt.  
Die notwendigen Sofort- und Folgemaßnahmen zur Gefahrenabwehr werden eingeleitet. Fol-
gende Sofortmaßnahmen sind durchzuführen: 
 
> unaufschiebbare Erstmaßnahmen durch örtliche Kräfte der Feuerwehren 
 (GAMS-Regel) beinhaltet: 
 das Erkennen der Gefahr 
 das Absichern der Einsatzstelle 
 die Menschenrettung unter Eigenschutz 
 das Nachfordern von Spezialkräften 
 
> fachspezifische Ergänzungsmaßnahmen durch die Ölwehreinheit des 
Landkreises, wie die Einrichtung einer Ölschadensbekämpfungsstelle im 

















Abb. 8: Ölsperre bei Elbe-km 470, Ölschadensbekämpfungsstelle Jagel,  










 Ihre Durchführung erfordert den Einsatz von Sonderausrüstung wie z.B. Ölsperren, Einsatz-
booten, Skimmern und Auffangbehältern. 
Gleichzeitig sind entsprechend den Festlegungen des Alarm- und Einsatzplanes die notwen-
digen Folgemaßnahmen einzuleiten. 
Ziel der Folgemaßnahmen ist es,  
 
> Ursachen und Schäden des eingetretenen  Schadensfalle zu beseitigen   
> Folgeschäden zu vermeiden 
> Gefahrstoffe und kontaminiertes Material sicherzustellen 
 
Die Freigabe der Einsatzleitstelle ist nach Abschluss der Folgemaßnahmen durchzuführen 
und ggf. notwendige Überwachungsmaßnahmen sind einzuleiten.  
Die Grenzen zwischen Sofort- und Folgemaßnahmen sind fließend, es kommt daher auf eine 
eindeutige Zuordnung der Verantwortung an. 
Für die Folgenbeseitigung sind in den Alarm- und Einsatzplänen  
 
> Adressen von Umweltlaboren, Schadstoffdeponien/Entsorgern 
> Standorte von Spezialgerät zur Bergung, Transport und Lagerung konta-
minierten Materials sowie 
> Anlagen zur Behandlung und Beseitigung von Reststoffen zu erfassen. 
 
Nach der Durchführung des Einsatzes sind folgende Maßnahmen durchzuführen 
 
> Aufräumungs- und Reinigungsarbeiten 
> Behandlung und ggf. Entsorgung der kontaminierten Ausrüstung 
> Übergabe der Einsatzstelle und Information an die übernehmende Stelle 
> Übergabe der Verantwortung sowie 
> ausführliche Dokumentation des Einsatzes. 
 
Für das o.g. Schadensereignis bei Elbequerung der Pipeline haben die mit der Betriebsfüh-
rung beauftragte Firma, die ARS GmbH Merseburg, und der Landkreis Prignitz ein Bekämp-
fungskonzept erarbeitet, das im Alarm- und Einsatzplan der RRB beschrieben wird. 
Als notwendige Bekämpfungsstrategie an dieser Ölschadensbekämpfungsstelle in unserem 
Ölwehrbereich wurde die „Doppelsperrenstrategie“ der Sonderstelle der Küstenländer für 
diesen Abschnitt der unteren Mittelelbe gewählt. 
Jeder Einheit wird eine konkrete Aufgabe in der Durchführung der Gefahrenabwehr im ge-
nannten Abschnitt der Elbequerung der Pipeline zugewiesen. 
Die notwendigen Rüstzeiten und Einsatzmittel der Ölwehreinheit, wie auch die hydraulischen 
Ausgangsangaben (Mittelwasserwert/mittlere Fließgeschwindigkeit), werden ebenfalls im 
Alarm- und Einsatzplan der RRB aufgezeigt.  
Bisher erfolgten 2 Ölwehrübungen, bei denen die Machbarkeit des o.g. Bekämpfungskonzep-












Bei der Energieversorgung in Deutschland spielen Pipelines eine herausragende Rolle. Rund 
80 % aller in deutschen Erdölraffinerien eingesetzte Rohölmengen werden in Pipelines trans-
portiert. 
Auch wenn der Transport von Mineralöl, Mineralölprodukten und Gas in Pipelines über wei-
te und grenzüberschreitende Entfernungen als eine sichere Lösung gilt, stellen Pipelines eine 
potenzielle Gefährdung für Mensch und Umwelt dar. 
Dies wird in der Problemstudie„ Risiken für Deutschland“ des Bundesamtes für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe Teil 1, Punkt 3.3.4.- Gefahrenpotentiale durch Ereignisse 
technischer und sonstiger Art dargestellt (BBK 2005). 
Pipelineunfälle mit katastrophalen Ausmaßen sind nach den verfügbaren Statistiken eher 
selten, die Unfallhäufigkeit hat sich reduziert. Trotzdem treten immer wieder Unfälle unter-
schiedlichen Ausmaßes auf. 
In Anbetracht eines sich ständig vergrößernden Pipelinenetzes erhöht sich die Wahrschein-
lichkeit des Eintritts von Pipelineunfällen. 
Die Betreiber von Pipelines haben, gemeinsam mit den Gefahrenabwehrbehörden, auf der 
Grundlage der geltenden gesetzlichen Regelungen zum Bau und Betrieb einer Pipeline, ein 
effektives Gefahrenmanagementsystem zu schaffen, das beginnend von der Planungsphase 
über die Bau- und Betriebsphase ein hohes Sicherheitsniveau gewährleistet. 
Hierbei sind folgende zu koordinierende Aspekte zu betrachten 
 
> aussagefähige Alarm- und Einsatzpläne 
> Maßnahmen zur Vermeidung von Einwirkungen durch Dritte 
> Risikokommunikation, welche die Betreiber, Gefahrenabwehrbehörden 
und die Öffentlichkeit berücksichtigt 
> Verständigung über Einzelheiten zur Steuerung der Risiken (Methoden, 
technische und organisatorische Maßnahmen). 
 
Die Planung, Organisation und Durchführung der Gefahrenabwehr an der RRB erfolgt im 
Landkreis Prignitz grundsätzlich auf der Grundlage der geltenden gesetzlichen Regelungen 
sowie der beiderseitigen vertraglichen Vereinbarungen. 
Das bestehende Sicherheitsniveau an der RRB weist einen hohen Standard auf, der laufend 
überwacht und unterhalten wird. Dieses hohe Niveau spiegelt sich auch in den Ergebnissen 
der bisher durchgeführten wiederkehrenden Prüfungen wider.  
Diese komplexen Prüfungen sind gesetzlich vorgeschrieben und werden durch die zuständi-
gen Sachverständigen der betroffenen Länder durchgeführt. 
Die Betreiberin der RRB, sowie das von ihr beauftragte Unternehmen zur äußeren Betriebs-











 Regelmäßig finden gemeinsame Ausbildungen und Übungen statt. Der Alarm- und Einsatz-
plan wird ständig aktualisiert und fortgeschrieben. 
So werden jährlich die Katastrophenschutzbehörden in einem eintägigen Seminar durch die 
Betreiberin, sowie durch das von ihr beauftragten Unternehmen der äußeren Betriebsführung, 
in spezielle Themen der Pipelinesicherheit geschult und eingewiesen. 
Damit kommen die Betreiberin der Pipeline und die unteren Katastrophenschutzbehörden der 
an der RRB liegenden Landkreise und kreisfreien Städte ihrer gesetzlichen Pflicht zur ge-
meinsamen Katastrophenabwehr nach. 
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Die Europäische Wasserrahmenrichtlinie (WRRL, Art. 11 (3) l), 2000) fordert für jede Fluss-
gebietseinheit als grundlegenden Teil des zur Erreichung der Umweltziele festgelegten Maß-
nahmenprogramms den Aufbau von Strukturen zur Frühwarnung für den Fall unvorhergese-
hener Unfälle. In diesem Rahmen ist auch der bereits vor Einführung der WRRL seit 1991 
bestehende, durch die Internationale Kommission zum Schutz der Elbe (IKSE) – Arbeits-
gruppe Unfallbedingte Gewässerbelastungen (H) – erarbeitete Internationale Warn- und  
Alarmplan Elbe (IWAP), der zuletzt im Jahr 2006 aktualisiert worden ist, einzuordnen. Zur 
Präzisierung der als Teil des IWAP zu erstellenden Meldungen ist von der Bundesanstalt für 
Gewässerkunde in Zusammenarbeit mit dem Leichtweiß-Institut und den tschechischen Insti-
tutionen Povodi Labe, CHMU und VUV das numerische Modell „Alarmmodell Elbe“  
(ALAMO) (HANISCH et al. 2000, HANISCH et al. 2002) zur Simulation des Schadstoffstoff-
transports nach unfallbedingter Gewässerbelastung entwickelt worden und wird nun opera-
tionell von den Internationalen Hauptwarnzentralen (IHWZ) eingesetzt, wobei durch die 
Bundesanstalt für Gewässerkunde eine laufende Aktualisierung der Modellparameter, z.B. 
der Wasserstands-Abfluss-Beziehungen (in Zusammenarbeit mit den Wasser- und Schiff-
fahrtsämtern), mit anschließender Verifikation durch Tracerversuche, welche während des 
Modellaufbaus zur Kalibrierung der Modellparameter eingesetzt worden sind (HANISCH et al. 
2000, DITTRICH und ETTMER 2002), sowie die erforderlichen Anpassungen an aktuelle Vor-
gaben des IWAP erfolgen. 
 
Im Folgenden werden die mathematischen Grundlagen des Modells ALAMO sowie die Mo-
dellfunktionalität im operationellen Betrieb erläutert. Die zur Modellkalibrierung und Verifi-
zierung durchgeführten Tracerversuche werden dargestellt und für einen im Oktober 2004 
durchgeführten Tracerversuch sowie für eine im Januar 2006 eingetretene unfallbedingte 











2 Mathematische Grundlagen des Modells 
Die Modellierung des Schadstofftransports ist in ALAMO auf der Grundlage des von TAY-
LOR (1954) entwickelten Dispersions- bzw. Diffusionsansatzes realisiert. Neben dem disper-
siven und diffusiven Transport im Hauptstrom des Flusses werden in ALAMO der Wasser-
austausch zwischen dem Hauptstrom und den ufernahen Stillwasserzonen (siehe hierzu z.B. 
WEITBRECHT 2004) sowie der Schadstoffabbau berücksichtigt.  
 
   
Abb. 1: Hauptstrom und Stillwasserzone eines Flusses (links: schematisch, rechts: in der Natur) 
(aus HANISCH et al. 2004 a) 
 
Mathematisch führt dies zu folgendem Differentialgleichungssystem zur Beschreibung der 
Schadstoffkonzentration im Hauptstrom und in der Stillwasserzone: 
 


























c: Schadstoffkonzentration im Hauptstrom, s: Schadstoffkonzentration in der Stillwasserzone, v: mittlere 
Fließgeschwindigkeit, k: schadstoffspezifische Abbaurate, DL: Dispersionskoeffizient, DS: Austauschra-
te zwischen Hauptstrom und Stillwasserzone, ε: Querschnittsflächenverhältnis von Stillwasserzone zu 
Hauptstrom 
 
Die Parameter dieses Differentialgleichungssystems v, ε, DS und DL sind abhängig vom Ab-
fluss und werden jeweils über einen Potenzansatz aus dem Abfluss ermittelt: 
 
      ε⋅=ε ε
bQa                  vbv Qav ⋅=              L
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LL QaD ⋅=              S
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Q: Abfluss, aε, bε: Parameter des Querschnittsflächenverhältnisses, av, bv: Parameter der Strömungsge-
schwindigkeit, aL, bL: Parameter des Dispersionskoeffizienten, aS, bS: Parameter der Austauschrate 
 
Die Ermittlung der Parameter av und bv ist mit Hilfe von für die Elbe zwischen Němčice, 
Tschechische Republik, und Geesthacht durchgeführten eindimensionalen hydronumerischen 
Simulationen erfolgt (DREWES et al. 2001, SCHMITT et al. 2001). Die Kalibrierung der Para-
meter aε, bε, aL, bL, aS und bS basiert auf den im folgenden Kapitel dargestellten Tracerversu-
chen (DITTRICH und ETTMER 2002).  
 
ALAMO nutzt zur Lösung des Differentialgleichungssystems den von STEINEBACH (1995) 
entwickelten Rechenkern AMOR (Alarmmodell Rhein), welcher auf dem Rosenbrock-











 3 Modellverifikation durch Tracerexperimente  
3.1 Überblick über die Experimente 
Für die Kalibrierung und Verifizierung von ALAMO sind seit 1997 neun Tracerversuche in 
der Elbe durchgeführt worden (Tabelle 1). Die Untersuchungen decken dabei einerseits die 
Elbe regional zwischen Němčice und Geesthacht ab. Andererseits unterscheiden sich die 
Versuche im Bezug auf die herrschenden Abflussbedingungen, um eine Kalibrierung und 
Verifizierung des für Schadstofftransportvorhersagen bei Abflüssen zwischen MNQ und 
MHQ entwickelten Alarmodells über einen weiten Teil des Einsatzbereichs zu ermöglichen. 
 
Tabelle 1 



















15.07.97 Schmilka 4,1 33,5 330 102 1480 HANISCH ET AL. 1998  
HANISCH ET AL. 2004 b 
30.11.97 Ústí -37,0 12,1 130 91 1430 DOSTÁL ET AL. 1998 
HANISCH ET AL. 2004 b 
27.10.98 Elster 200,4 26,4 265 130 1490 HANISCH ET AL. 2004 b 
26.04.99 Mělník -104,8 24,0 255 76 1324 DOSTÁL ET AL. 1999 
HANISCH ET AL. 2004 b 
11.10.99 Elster 200,4 26,0 160 130 1490 HANISCH ET AL. 2004 b 
29.11.99 Němčice -249,2 2,0 16 12 309 DOSTÁL ET AL. 2000 
HANISCH ET AL. 2004 b 
29.03.01 Schmilka 4,1 75,8 912 102 1480 HANISCH ET AL. 2004 b 
06.10.04 Mauken 184,5 20,0 136 114 1380 MAI ET AL. 2006 a 
02.05.05 Němčice -249,2 8,0 52 12 309  
 
Je nach Abfluss ist bei den Versuchen die Menge des eingesetzten Tracers Sulforhodamine G 
(SRG) zwischen 8 kg und 34 kg angepasst worden. Die Tracerzugabe ist jeweils von einem 
quer zur Strömung fahrenden Schiff bzw. Boot erfolgt (Abb. 2). Stromab des Einleitungsortes 
sind Messungen der Tracerkonzentration sowohl im Hauptstrom (Strommitte) als auch in den 
Stillwasserzonen (Ufer) erfolgt. In situ ist dazu die Konzentrationsmessung mit für SRG op-
timierten Fluorimetern (LIPPERT et al. 2004) bzw. mit dem Laser-Fluoreszenz-Spektrometer 
OPTIMOS (Abb. 2) durchgeführt worden. 
 
      
Abb. 2: Durchführung und Instrumentierung der Tracerversuche (links: Tracereinleitung, Mitte: 










Abb. 3: Ganglinien der Tracerkonzentration an ausgewählten Stationen im Hauptstrom 
 der Elbe nach Einleitung von SRG bei Mauken am 06.10.2004 
 
Zusätzlich sind bei einzelnen der Tracerversuche auch automatische Probenehmer mit an-
schließender Probeauswertung mit Fluoreszenzspektrometern im Labor zum Einsatz gekom-
men. Beispielhaft für den am 06.10.2004 mit einer Einleitung von SRG bei Mauken (Elbe-km 
184,5) begonnenen Tracerversuch sind die gemessenen und hinsichtlich der Wiederfindungs-
rate korrigierten Ganglinien der Tracerkonzentration im Hauptstrom in Abb. 3 dargestellt. 
Die Wiederfindungsrate des Tracers hat am Wehr Geesthacht, also etwa 400 km stromab des 
Einleitungsortes, etwa 80 % betragen. In Abb. 3 sind deutlich die Verbreiterung des Tracer-
durchgangs infolge Dispersion und die damit verbundene Abnahme der maximalen Tracer-
konzentration erkennbar. Durch Zwischenspeicherung des Tracers in den Stillwasserzonen 
kommt es zu einer deutlich ausgeprägten Asymmetrie des Tracerdurchgangs. Die Tracerlauf-
zeit von Mauken bis zum Wehr Geesthacht hat etwa 175 h für diesen nahezu bei MNQ durch-
geführten Versuch betragen. Tracerlaufzeit, Dauer des Tracerdurchgangs sowie Asymmetrie 
des Tracerdurchgangs werden als grundlegende Parameter für die Verifikation von ALAMO 
verwendet. 
 
3.2 Ergebnis der Validierung 
Die Validierung der Modells ALAMO wird im folgenden beispielhaft für den in Kapitel 3.1 
dargestellten Tracerversuch erläutert. Zur Validierung ist eine Modellierung des Tracer-
transports nach Einleitung bei Mauken mit dem Modell ALAMO unter Vorgabe der Abfluss-
bedingungen, d.h. der Wasserstände und Wasserstands-Abfluss-Beziehungen, durchgeführt 
worden. Da die Validierung rückblickend durchgeführt worden ist, ist im Gegensatz zum 
operationellen Betrieb des Modells eine Berücksichtigung der Instationarität des Abflusses 
erfolgt. Für die charakteristischen Parameter – Tracerlaufzeit, Dauer des Tracerdurchgangs 
und Asymmetrie des Tracerdurchgangs – sind in Abb. 4 Messung und Modell einander ge-












     
Abb. 4: Charakteristische Parameter des Tracerdurchgangs aus Modellergebnissen und Natur-
messungen nach Tracereinleitung bei Mauken (06.10.2004) – links: Tracerlaufzeit, 
Mitte: Dauer des Tracerdurchgangs, rechts: Asymmetrie des Tracerdurchgangs 
 
Messung und Modell sind im Hinblick auf den großen Anteil empirischer Beziehungen in 
den ALAMO zugrundeliegenden 1-dimensionalen Differentialgleichungen in guter Überein-
stimmung. Das Modell unterschätzt für den Elbabschnitt zwischen Mauken und Geesthacht 
die Laufzeit um bis zu 10 %. In Bezug auf die Dauer des Tracerdurchgangs ergeben sich in 
dem untersuchten Fließabschnitt Abweichungen um bis zu 12 % und hinsichtlich der Asym-
metrie des Tracerdurchgangs um bis zu 18 %. Im Vergleich zu den großen Unsicherheiten, 
welche nach einer unfallbedingten Gewässerverunreinigung hinsichtlich Schadstoff, Schad-
stoffmenge sowie Zeit und Ort der Verunreinigung bestehen, ist die Modellgenauigkeit von 
ALAMO als ausreichend zu betrachten. 
 
4 Operationeller Einsatz des Modells bei Gewässerverunreinigung 
4.1 Graphische Benutzeroberfläche des Modells ALAMO 
Um ALAMO im operationellen Betrieb möglichst problemfrei für den Benutzer in den inter-
nationalen Hauptwarnzentralen entlang der Elbe – dies sind Povodí Labe in Hradec Králové, 
das Sächsische Staatsministerium des Innern, Landespolizeipräsidium in Dresden, das Lage-
zentrum des Ministeriums des Innern des Landes Sachsen-Anhalt in Magdeburg, der Zentrale 
Bereitschaftsdienst des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Verbraucher-
schutz des Landes Brandenburg beim Landesumweltamt in Potsdam, der Führungs- und La-
gedienst der Polizei der Freien und Hansestadt Hamburg für die Länder Schleswig-Holstein, 
Niedersachsen, Mecklenburg-Vorpommern und Hamburg (IKSE 2006) – zur Verfügung zu 
stellen, sind sämtliche zur Modellsteuerung erforderlichen Eingaben über eine geführte gra-
phische Benutzeroberfläche möglich. Die Benutzeroberfläche steht in tschechischer, deut-
scher und englischer Sprache zur Verfügung. Vom Benutzer sind im Havariefall der gemelde-
te Ort der Gewässerverunreinigung, die Art der Gewässerverunreinigung sowie Zeitpunkt, 
Dauer und Menge des eingeleiteten Schadstoffs vorzugeben. Sämtliche weiteren Parameter, 
wie die aktuellen Abflüsse bzw. Wasserstände und W-Q-Beziehungen stehen über https-
Abruf im Internet den Anwendern zum Download bereit. Die Abb. 4 gibt eine Übersicht über 










Abb. 5: Startbildschirm von ALAMO und eingebaute Funktionen 
 
 
Abb. 6: Nutzerführung zur Vorbereitung des Modellstarts nach  
Gewässerverunreinigung 
 
Die Abb. 5 stellt die Nutzerführung zur Eingabe einer Gewässerverunreinigung dar. Die Er-
gebnisse der Simulation des Schadstofftransports werden einerseits tabellarisch unter Angabe 
des erwarteten Beginns, Maximums und Endes des Schadstoffdurchgangs für ausgewählte 
Station entlang der Elbe zusammengefasst. Andererseits ermöglicht ALAMO auch die gra-
phische Darstellung der zu erwartenden maximalen Schadstoffkonzentration entlang des 
Flusses sowie die Eintrittszeit des Schadstoffdurchgangs. Die Abb. 7 zeigt beispielhaft diese 
graphischen Ausgabemöglichkeiten. Im Nachgang zur Berechnung generiert ALAMO auto-
















Abb. 7: Graphische Ausgabemöglichkeiten zur Visualisierung des Schadstofftransports 
4.2 Einsatz von ALAMO nach unfallbedingter Gewässerverunreinigung 
Die dargestellte Nutzerführung sowie die Ausgabemöglichkeiten von ALAMO haben sich im 
operationellen Betrieb bewährt.  
 
 
Abb. 8: Operationelle Vorhersage des Schadstofftransports nach Gewässerverunreinigung  
am 09.01.2006 (links: vorgegebene Schadstoffganglinie bei Schmilka, rechts: berech-









Auch die Aussagegüte im operationellen Modellbetrieb ist, sofern ausreichende Kenntnis 
über die unfallbedingte Gewässerverunreinigung vorhanden ist, positiv zu beurteilen. So ist 
nach einer Gewässerverunreinigung mit Cyanid bei Nymburk (Elbe-km 164), Tschechische 
Republik, am 09.01.2006 und Vorliegen der Schadstoffbelastung an der ersten Messstelle auf 
deutschem Gebiet in Schmilka (Elbe-km 0) die Dauer des Schadstofftransports bis Geest-
hacht gut vorhergesagt worden (Abb. 8).  
 
5 Zusammenfassung 
Das zur operationellen Modellierung des Schadstofftransports in der Elbe entwickelte Alarm-
modell Elbe (ALAMO) weist trotz des vergleichsweise einfachen (um Stillwasserzonen) 
erweiterten Taylorschen Lösungsansatzes eine ausreichende Genauigkeit auf, wie sowohl 
durch Tracerexperimente als auch durch Nachverfolgung einer unfallbedingten Gewässerver-
unreinigung im operationellen Betrieb gezeigt werden konnte. Durch die graphische Benut-
zeroberfläche von ALAMO ist eine leichte, intuitive Bedienung des Modells, auch bei selte-
ner Nutzung, gewährleistet. ALAMO trägt damit zur Erfüllung der Anforderungen der Was-
serrahmenrichtlinie 2000/60/EC bei. Es ist ein wesentlicher Baustein des Internationalen 




DITTRICH, A., ETTMER, B.: Elbe – Stofftransport, Untersuchung im Auftrag der Bundesanstalt 
für Gewässerkunde, Bericht des Leichtweiß-Instituts, Nr. 876, 1-44, Braunschweig, 
2002. 
DOSTÁL, K., KOZA, V., REDERER, L.: Zpráva o testovacím pocusu na Labi, Bericht, Povodi 
Labe, Hradec Králové, 1998.  
DOSTÁL, K., KOZA, V., REDERER, L.: Zpráva o 2. testovacím pocusu na Labi, Bericht, Povodi 
Labe, Hradec Králové, 1999.  
DOSTÁL, K., KOZA, V., REDERER, L.: Zpráva o 3. testovacím pocusu na Labi, Bericht, Povodi 
Labe, Hradec Králové, 2000.  
DREWES, U., ETTMER, B. MENDE, M.: Hydraulische Berechnungen von Němčice bis zur 
deutsch-tschechischen Grenze, Bericht des Leichtweiß-Instituts, Nr. 869, 1-27, 
Braunschweig, 2001. 
HANISCH, H.-H., DOSTÁL, K., TREJTNAR, K., VOSIKA, S., SPECHT, F.-J., EIDNER, R.: Tracer-
untersuchungen in der Elbe; In: 8. Magdeburger Gewässerschutzseminar, Hrsg. W. 
Geller und D. Bornhöft, 29-32, Teubner, Stuttgart, 1998. 
HANISCH, H.-H., SPECHT, F.-J., DREWES, U., STEINEBACH, G., WITTKOWSKI, G.: Alarmmo-
dell Elbe zur Vorhersage des Transports gelöster Schadstoffe in der Elbe; In: 9. Mag-
deburger Gewässerschutzseminar, Hrsg. W. Geller, P. Puncochár, D. Barion, H. 
Feldmann, H. Guhr, V. Jirásek, M. Simon, J. Smrták, ATV-DVWK-Schriftenreihe, 










 HANISCH, H.-H., MENDE, M., ETTMER, B.: Alarmmodell Elbe zur operationellen Vorhersage 
des Schadstofftransports; In 10. Magdeburger Gewässerschutzseminar, Hrsg. W. Gel-
ler, P. Puncochar, H. Guhr, W. v. Tümpling, J. Medek, W. Smrták, H. Feldmann, O. 
Uhlmann, 337-338, Teubner, Stuttgart, 2002. 
HANISCH, H., DOSTÁL, K., REDERER, L., SPECHT, F.-J., MENDE, M., STAHL, K.: Tracerversu-
che Elbe – Dokumentation der Ergebnisse, Abschlussbericht, Bundesanstalt für Ge-
wässerkunde, 1-84, Koblenz, 2004 b. 
HANISCH, H., MENDE, M., STEINEBACH, G.: Alarmmodell Elbe –ALAMO, Bericht von BfG, 
Povodi Labe, LWI, VUV, CHMU und IKSE, 1-78, Koblenz, 2004 a. 
IKSE (Internationale Kommission zum Schutz der Elbe): Internationaler Warn- und Alarm-
plan Elbe, 1-24, Magdeburg, 2006 
LIPPERT, D., MAI, S., BARJENBRUCH, U.: Fluorimeter zum Nachweis von Sulforhodamin G - 
Optimierung eines Messgerätes zur Durchführung von Tracerversuchen, Kurzinfor-
mation, 1-6, http://inet.bafg.de/servlet/is/11922/srg_fluorimeter.pdf, Koblenz, 2005. 
MAI, S., LIPPERT, D., BARJENBRUCH, U.: Operational Modelling of Contaminant Transport in 
the River Elbe, Proc. of the 7th Int. Conf. on Hydroinformatics, Vol. 1, 16 - 23, Nice, 
France, 2006 a. 
MAI, S., LIPPERT, D., BARJENBRUCH, U.: Studies of Tracer Transport in the River Elbe, Proc. 
of the 7th Int. Conf. on Hydro-Science and Engineering ICHE, 92 - 93, Philadelphia, 
2006 b. 
RENTROP, P., STEINEBACH, G.: Model and numerical techniques for the alarm system of river 
Rhine, Surveys on Mathematics for Industry, Vol. 6, 245-265, 1997.   
STEINEBACH, G.: Das Alarmmodell Rhein und weitergehende Methoden zur Stofftransport-
berechnung, Wasser und Boden, Jg. 47, H. 10, 21-27, Wiesbaden, 1995. 
SCHMITT, J., ETTMER, B., DREWES, U.: Durchgängige hydraulische Berechnungen von der 
deutsch-tschechischen Grenze (km 0) bis zur Wehranlage Geesthacht (km 585), Be-
richt des Leichtweiß-Instituts, Nr. 867, 1-18, Braunschweig, 2001. 
TAYLOR, G. I. : The dispersion of matter in turbulent flow through a pipe, Proc. Roy. Soc. 
London, Ser. A, Vol. 223, 446-468, 1954.  
WEITBRECHT, V.: Influence of dead-water zones on the dispersive mass transport in rivers, 













Dr.-Ing. Stephan Mai 
Bundesanstalt für Gewässerkunde 
Am Mainzer Tor 1, 56068 Koblenz 
Tel.: 0261/ 1306 5322 









Studium der Physik an der Universität Bremen 
 
1995-2004 
Wissenschaftlicher Angestellter am Franzius-
Institut für Wasserbau und Küsteningenieurwesen 
der Universität Hannover 
 
1996–2000 
Berufsbegleitendes Studium des Bauingenieur-
wesens an der Universität Hannover 
 
2004 
Promotion am Fachbereich Bauingenieur- und 
Vermessungswesen der Universität Hannover 
 
seit 2005 
Wissenschaftlicher Angestellter an der  




- Betreuung des Alarmmodells Elbe 
 
- Lärm- und Schadstoffausbreitung an  
Bundeswasserstraßen 
 
- Küstenhydrologie und –hydrometrie 
 







In der Reihe BfG-Veranstaltungen sind bisher u.a. erschienen: 
 
1/2001 Abflussverhältnisse im Rheingebiet. – Ansätze, Instrumentarien und Ergebnisse aus ausgewählten Projekten 
 
2/2001  Verfahren zur Bewertung von Alternativen beim Ausbau von Bundeswasserstraßen 
 
3/2001  Feststoffeintrag, Laufentwicklung und Transportprozesse in schiffbaren Flüssen 
 
4/2001 Sedimentuntersuchungen in Ostseeküstengewässern und Schlussfolgerungen für Ausbau- und 
Unterhaltungsmaßnahmen in der WSV 
 
5/2001 Die EU-Wasserrahmenrichtlinie. Ansätze und Perspektiven einer ökologischen Bewertung des 
Makrozoobenthos in Übergangs- und Küstengewässern 
 
1/2002  Abbau von Tributylzinn (TBT) in Sedimenten 
 
2/2002  Neuartige toxische Effekte und ihre Relevanz für die Baggergutbeurteilung 
 
3/2002  Rechtliche Vorgaben für den Umgang mit Baggergut – Aktuelle Entwicklungen 
 
4/2002 Einsatz ökologischer Modellsysteme zur Unterstützung von Entscheidungen bei Eingriffen in Fließgewässern 
 
1/2003 Modellgestützte Wasserbewirtschaftung mit hoher zeitlicher Auflösung 
 
2/2003  Moderne Strategien zur Qualitätssicherung in der Gewässervermessung 
 
3/2003  Schwebstoffe und Schwebstofftransport in Binnenwasserstraßen 
 
4/2003  Staugeregelte Flüsse in Deutschland, wasserwirtschaftliche und ökologische Zusammenhänge 
   (Impounded Rivers in Germany, Water Management and Ecological Interactions) 
 
5/2003  Vorkommen und Analytik ausgewählter Schadstoffklassen der EU-Wasserrahmenrichtlinie 
 
6/2003 Zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie bei Unterhaltungs- und Ausbaumaßnahmen von Wasserstraßen 
und Häfen 
 
7/2003 Fluss und Wasserstraße – morphodynamische Charakteristik und zukünftige Entwicklung 
 
8/2003 SENSPOL Technical Meeting on Problems related to Diffuse Pollution Sources: Characterization of Sediment, 
Dredged Material and Groundwater 
 
9/2003 Anwendung umweltrelevanter Vorgaben für die WSV beim Umgang mit Baggergut im Küstenbereich, 
Aktuelle Entwicklungen 
 
1/2004 Flussgebietsbewirtschaftung – quo vadis Modellierung 
 
2/2004 Auswirkungen des Ausbaus deutscher Nordsee-Ästuare auf die Gewässergüte und das Baggergutmanagement 
 
3/2004 Die Lahn, Betrachtungen zu einem Gewässer aus hydrologischer, wasserwirtschaftlicher und ökologischer 
Sicht 
 
4/2004 Tracer- und Abriebversuche – Gewinnung morphologischer Basisdaten für die Bewirtschaftung defizitärer 
Flusssysteme 
 
5/2004 Statusseminar – Sedimentkontakttests  
 
6/2004 Wasserstands- und Abflussvorhersage in grenzüberschreitenden Flussgebieten. Stand und Weiterentwicklung 
von Vorhersagesystemen 
 
1/2005 Praxisorientierte und vielseitig nutzbare Fernerkundungseinsätze an der Elbe 
 
2/2005 Die Bedeutung von Baggergutrichtlinien für das Sedimentmanagement in Flussgebieten und für den 
Meeresschutz 
 
3/2005 Anwendungen der weltweiten Sammlung von Abflussdaten des Global Runoff Data Centre (GRDC) 
 
4/2005 Feststoffhaushalt und Sedimentbewirtschaftung – anthropogene Steuerung natürlicher Prozesse 
 
5/2005 Erfahrungen zur Niedrigwasserbewirtschaftung 
 
1/2006 Gewässerkundliche Untersuchungen für verkehrliche und wasserwirtschaftliche Planungen an 
Bundeswasserstraßen 
 
2/2006 Wasserstands- und Abflussvorhersagen im Elbegebiet 
 
3/2006 Niederschlag-Abfluss-Modellierung zur Verlängerung des Vorhersagezeitraumes operationeller Wasserstands- 
und Abflussvorhersagen 
 
4/2006 Radiologische Untersuchungen an Bundeswasserstraßen als Teil der radiologischen Umweltüberwachung 
 
5/2006 Messkonzepte und Modellierung in der Gewässermorphologie 
 
1/2007 Höhenmessungen mit GPS – Status quo und Entwicklungstendenzen 
 
2/2007 Röhricht an Bundeswasserstraßen (im norddeutschen Raum) 

